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Aktuelle Auslese 

4,5 Mrd. DM Industrieumsatz in 4 Monaten 

Im Durchschnitt der Monate Januar bis Apri I 
1971 gab es in Schleswig-Holstein knapp 
191 000 lndustriebeschöhigte, fast 1 %mehr 

als im gleichen Zeitraum des Jahres 1970. Der Nettoumsatz 
belief sich in den ersten vier Monaten 1971 auf 4,5 Mrd. DM 
und war damit um 14 % größer als im vergleichbaren Zeit
raum 1970. Der Auslandsumsatz ist dabei ( + 7 %) weniger 

• stark gewachsen als der Inlandsumsatz ( + 16 %). 

1,3 Mrd. DM Umsatz im Handwerk 
in 3 Monaten 

Das schleswig-holsteinische Handwerk er
zielte im ersten Viertel jahr 1971 einen Ge

somtumsotz (einschließlich Umsatzsteuer) von 1,3 Mrd. DM. 
Das waren 17 % mehr als im ersten Vierteljahr 1970. Der 
Handwerksumsatz erreichte mit 969 Mill. DM nicht ganz d1e 
Milliordengrenze; der Handelsumsatz belief sich auf 363 
Mill. DM. Das Handwerk hatte am Ende des ersten Quartals 
1971 gut 141 300 Beschahigte. 

der, 

Geringere Viehbestände 

Nach den vorläufigen Ergebnissen der reprci
sentativen Viehzählung wurden Anfang Juni 
1971 in Schleswig-Holstein 1,48 Mill. Rin· 

gut 1,76 Mill. Schweine und 158 000 Schofe gezahlt. 

Mit den Einschränkungen in der Mi Ichviehhaltung seit dem 
vorigen Johr- Iei I weise auch als Folge davon - vemngerte 
sich der Gesamtbestand an Rindern um 4 % gegenüber Juni 
1970. Die Zahl der Schweine nahm gegenüber Juni 1970 um 
3% ob und die Zahl der Schofe um gleJchfolls 3 %. 

Zunahme der lnsolvenzen 

Von den Amtsgerichten in Schleswig-Hol
stein sind im ersten Vierteljahr 1971 insge
samt 46 lnsolvenzen gemeldet worden, und 

zwar 41 Konkurse (einschließlich 2 Anschlußkonkurse) und 
5 Vergleichsverfahren. Das sind 13 mehr als im ersten 
Quartal 1970. 28 Konkurse des ersten Quartals 1971 entfie
len auf Erwerbsunternehmen, unter ihnen ist das Bau
gewerbe mit 10 Konkursen besonders betroffen. 

Weiterer Rückgang 
der Tuberkulose-Fürsorgefälle 

Der Bestand der an aktiver Tuberkulose Er
krankten betrug Ende 1970 in Schleswig

Holstein rund 8 400 Personen, das waren 500 weniger als 
Ende 1969. Damit sank die Zahl der Erkrankten von 348 auf 
328 je 100 000 Einwohner. Am stärksten nahm die Zahl der 
Kranken mi I einer ansteckungsfähigen (offenen) Tuberkulose 
der Atmungsorgane ob. Zu dieser Gruppe zahlten Ende 1969 
2 052 Personen und Ende 1970 nur noch 1 801 Personen 
(- 12 %). 
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Langfristige Bevölkerungsvorausschätzung 
für Schleswig-Holstein 

Teil 1: ohne Wanderungen 

Die große Nachfrage nach vorausberechneten 
Bevölkerungszahlen und der erhebliche 
Geburtenrückgang haben es erforderlich 
gemacht, noch vor dem Vorliegen der Ergeb
nisse der Volkszählung 1970 eine neue Bevölke
rungsvorausschätzung für Sch.leswig-Holstein 
auf der Basis 1. Januar 1970 durchzuführen . 
Damit sind alle früheren langfristigen Bevölke
rungsvorausschätzungen überholt. Diese neue 
Vorausschätzung ist wiederum nach einer 
Methode berechnet, die vom Statistischen 
Bundesamt gemeinsam mit den Statistischen 
Landesämtern entwickelt worden ist. Die 
Ergebnisse dieser sogenannten "3. koordinierten 
Bevölkerungsvorausschätzung" sind daher für 
die einzelnen Bundesländer miteinander ver
gleichbar. Die Bevölkerungsvorausschätzung 
besteht aus zwei Teilen, und zwar aus einer 
Vorausschätzung ohne Einbeziehung der Wande
rungen über die Landesgrenze und aus einer 
Vorausschätzung unter Berücksichtigung eines 
Wanderungsmodells. 

Es ist damit zu rechnen, daß die neuen 
geschlechts-und altersspezifischen Einwohner
zahlen, die aus der Volkszählung zu erwarten 
sind, von den Ergebnissen abweichen werden, 
auf denen die vorliegende Bevölkerungsvoraus
schätzung aufgebaut ist. Das bedeutet, daß 
die Ausgangszahlen der vorliegenden Bevölke
rungsvorausschätzung vermutlich bereits feh
lerbehaftet sind. Dennoch dürfte die Voraus
schätzung zumindest inderGrößenordnungeine 
annähernd wirklichkeitsgerechte Vorstellung 
davon geben, wie sich die Einwohnerzahl 
Schleswig-Holsteins langfristig entwickeln wird 
und vor allem auch davon, wie sich die 
Bevölkerung in ihrer Struktur verändern wird. 

Die Bevölkerungsvorausschätzung bezieht sich 
nur auf Schleswig-Holstein insgesamt. Regional 
tiefer gegliederte Bevölkerungsvorausschät
zungen - für Planungsräume, für Kreise oder 
für Nahbereiche - sind im Augenblick nicht 
möglich, da für solche Teilräume die Ein
wohnerzahl seit der Volkszählung 1961 nur 
global fortgeschrieben worden ist, aber nicht 
nach einzelnen Alters- oder Geburtsjahren. 
Für Teile Schleswig-Holsteins kann die 
künftige Bevölkerung daher erst nach dem 
Vorliegen der Volkszählungsergebnisse 1970 
vo1·ausgeschätzt werden. 

Die Bevölkerungsvorausschätzung 
ohne Berücksichtigung der Wanderungen 

Die Faktoren, die die Bevölkerungsentwicklung 
beeinflussen, wenn die Wanderungen nicht 

einbezogen werden, sind die Geburten und 
die Sterbefälle. Während die Zahl der 
Gestorbenen in den letzten Jahren erwartungs
gemäß - vor allem wegen des steigenden 
Anteils der alten Leute - leicht zugenommr·n 
hat, ist die Zahl der Geborenen nach 1966 
von Jahr zu Jahr kleiner geworden. Für 
die zweite Hälfte der 60er Jahre war durchaus 
mit einer Geburtenabnahme gerechnet worden, 
weil schwachbesetzte Nachkriegsjahrgänge ins 
heirats- und gebärfähige Alter nachgerückt 
sind. Diese Tatsache ist auch in allen 
bisherigen langfristigen Bevölkerungsvoraus
schätzungen berücksichtigt worden. Inzwischen 
hat aber die Zahl der Geborenen so stark e 
abgenommen, daß der Rückgang nicht mehr 
allein mit Verschiebungen im Altersaufbau 
der Frauen zu erklären ist. Spezielle Unter
suchungen 1 haben ergeben, daß sich neben 
der Zahl der gebärfähigen Frauen auch das 
generative Verhalten der Bevölkerung geändert 
hat. In den bisherigen Bevölkerungsvoraus
schätzungen - die letzte basierte auf dem 
Bevölkerungsstand vom 1. Januar 1968 - war 
die Zahl der Geborenen noch zu hoch angesetzt 
worden. Diese Fehleinschätzung wurde in der 
neuen Berechnung korrigiert. Die Korrektur 
dafür setzte bei den altersspezifischen Frucht
barkeitsziffern an. 

Ein Blick auf die langfristige Entwicklung der 
Zahl der Geborenen und der Gestorbenen 
zeigt, daß in der zweiten Hälfte der 7 Oer 
Jahre nur noch mit einem minimalenGeburten
überschuß zu rechnen ist. Vielleicht ist diese A. 
Aussage sogar zu optimistisch, denn die W 
tatsächliche Geburtenzahl im Jahre 1970 
(35 157 Lebendgeborene), die beim Rechnen 
der Vorausschätzung noch nicht vorlag, ist 
bereits niedriger als die berechnete Zahl 
(36 964 Lebendgeborene) . Wenn sich die 
Geburtenzahl weiterhin so stark vermindern 
sollte, so ist es nicht unwahrscheinlich, daß 
gegen Ende der 70er Jahre zumindest vorüber
gehend ein Sterbeüberschuß eintreten wird. 
Die Zahl der Gestorbenen wird dann größer 
sein als die der Geborenen. [n den 80er 
Jahren wird die Zahl der Frauen im heirats-
und gebärfähigen Alter wieder anwachsen. 
Dadurch wird sich auch - unabhängig vom 
generativen Verhalten der Bevölkerung - die 
Geburtenzahl erhöhen, und die Spanne zwischen 
der Zahl der Lebendgeborenen und der 
- geringeren Zahl - der Gestorbenen wird 

t) Vergleiche auch: "Geburtenrückgang und schwindender Geb<Jr!en· 
uberschuß auch ln Schleswlg-Hols teln • In Stat. Monatsh. S.-H. 1971, 
S. 71 (April) 
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Lebendgeborene, Gestorbene und Geburtenüberschuß 
in Schleswig-Holstein 1965 bis 1984 
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voraussichtlich wieder größer werden. In dem 
obenstehenden Bild i st diese Entwicklung gut e zu erkennen. 

Trotz des Geburtenrückgangs wird - wenn 
man der vorliegenden Vorausschätzung folgt -
die Einwohnerzahl Schleswig-Holsteins, die 
Anfang 1970 2,56 Millionen betrug, weiter 
zunehmen und auf lange Sicht die 2, 7 Millionen
Grenze ansteuern und überschreiten. Dabei 
wird es in den nächsten Jahrzehnten erhebliche 
Veränderungen in der Bevölkerungszusammen
setzung geben. Langfristig gesehen wird der 
Anteil der Kinder tmd der alten Leute an 
der Gesamtbevölkerung abnehmen , der Anteil 
der Einwohner im erwerbsfähigen Alter wird 
zunehmen. Besonders zu beachten ist ferner, 
daß die Altersstruktur der männlichen und 
der weiblichen Bevölkerung recht unterschied
lich aussehen wird . 

Bevölkerung Insgesamt 
1970 
1980 
1990 

davon männlich 
weiblich 

Al• 
Alt rs · 
gl\l~en 

100 
100 
100 

100 
100 

davon 

15-
unter 

1Sjährlge bos unter 
6Sjahrlge 

ln " 

23,4 62,3 
22,0 62,4 
21,3 65,4 

22,2 68,3 
20,4 62,7 

65 
und me r 
Jahre a t 

14,3 
15,6 
13,3 

9,5 
17,0 

Diese Aussagen sind zwar sehr global, haben 
aber, wenn die Wanderungsbewegungen übe r 
die Landesgrenze Schle swig-Holsteins in 
Zukunft nicht allzu heftig sein werden, einen 
hohen Wahrscheinlichkeitswert. Dennoch läßt 
sich mit diesen unbestimmten Angaben in 
der Praxis nur wenig anfangen. Es wird 
daher gewagt, vorausgeschätzte Zahlen über 
die Entwicklung eng r gefaßter Altersgruppen 
anzugeben. Vorher ·ei nochmals betont, daß 

diese Ergebnisse nur in der Größenordnung 
und in der Entwicklungsrichtung als zuverlässig 
angesehen werden können. In der genauen 
Höhe der einzelnen Werte liegt selbst
verständlich ein gewisser Spielraum. So wenig 
exakt die Ergebnisse auch sein mögen, es 
gilt, die demographischen Vorgänge ständig 
zu beobachten, um ihren Einfluß auf unser 
Wirtschafts- und Sozialleben rechtzeitig zu 
erkennen. Es ist z. B. zu spät, Hochschulen 
zu bauen, wenn Jugendliche aus besonders 
stark besetzten Geburtsjahrgängen bereits das 
studienfähige Alter erreicht haben. Eine 
solche Entwicklung zeichnet sich mindestens 
ein Jahrzehnt vorher ab. 

Der Geburtenrückgang wird die Zahl und 
den Altersaufbau der schleswig-holsteinischen 
Bevölkerung verändern. Dabei darf nicht 
übersehen werden, daß zunächst nur die 
Zahl der Kinder und dann die der Jugend
lichen betroffen wird, aber noch lange nicht 
das ArbeitskräftepotentiaL Die heuteGeborenen 
werden erst in lmapp zwei Jahrzehnten der 
Wirtschaft zur Verfügung stehen. 

Die Zahl der Kinder im Vorschulalter wird 
voraussichtlich für lange Zeit ständig abneh
men. In einem Jahrzehnt wird es in Schleswig
Holstein ungefähr ein Fünftel weniger Klein
kinder geben als heute . Da normalerweise 
mehr Jungen als Mädchen geboren werden 
- die Geschlechterproportion der Lebend
geborenen betrug 1970 100 Mädchen auf 
107 Jungen - wird der Anteil der Jungen bei 
den unter 5jährigen überwiegen. 

Am 1. 1. des Jahres 

1970 

1975 

1980 

1985 

Kind.r Im Alter bi s zu 5 Jahren 

Insgesamt 
darunter 
J ung"n 

ln 1 000 ln ~ 

218,8 5 1 

178,3 51 

175,7 52 

186,0 52 

Für die schleswig-holsteinischen Schulen wird 
es für lange Zeit keine Entlastung geben. 
Der Schillerstrom wird weiterhin anschwellen. 
So hat vor allem der Ansturm auf die weiter
führenden Schulen - Hauptschulen, H.ealschulen, 
Gymnasien, berufsbildende Schulen - zur Zeit 
noch nicht seinen Höhepunkt e rreicht. In der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre wird sich 
dagegen bei den Grundschulen eme leichte 
Entspannung durch rückläuf1ge Schülerzahlen 
abzeichnen. Die Zahl der Jugendlichen, die 
in die Hochschulen und in den Beruf drängen, 
wird in den kommenden eineinhalb Jahrzehnten 
- das läßt sich aus den folgenden Zahlen 
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gleichfalls ablesen - erheblich zunehmen. 
Dabei ist lediglich die demographische 
Komponente berücksichtigt, Veränderungen im 
Schul- und Ausbildungssystem können darüber
hinaus noch Einfluß haben. 

Am 1. 1. S. bis 19-
davon im Alter "on ••• Jolven 

des Johre5 löhrlge 5 bis 9 10 bis 14 15 bll 19 

in 1 000 

1970 539,9 210,0 170,4 159,5 

1975 597,1 217,8 209,4 169,9 

1980 603,6 1n,5 217,3 208,8 

1985 568,7 174,9 1n,1 216,7 

Es ist schon erwähnt worden, daß der Anteil 
der "produktiven Bevölkerung" im Alter von 
15 bis 64 Jahren an der Gesamtbevölkerung 
zunehmen und der Anteil der ''Nur-Konsu
menten", nämlich der Kinder und der alten 
Leute, abnehmen wird. Die "Belastungsquote" 
der Bevölkerung, das Verhältnis zwischen 
produktiver Bevölkerung und Nur-Konsumenten, 
wird damit kleiner werden. Heute entfallen 
auf 1 000 Einwohner im Alter von 15 bis 
64 Jahren 605 Nur-Konsumenten, 1990 werden 
es nach der Vorausschätzung lediglich 528 
sein. Das sind grobe Relationen, die z. B. 
durch einen längeren Ausbildungsweg der 
Jugendlichen und durch ein früheres Aus
scheiden der älteren Jahrgänge aus dem 
Erwerbsleben erheblich beeinflußt werden 
können. Die Zahl der Einwohner im Alter 
von 15 bis 64 Jahren, die in Schleswig-Holstein 
langfristig zwischen 1,6 Millionen und 1,8 
Millionen liegen wird, sagt zudem wenig aus 
über die tatsächliche Erwerbsbeteiligung der 
Bevölkerung, die unter anderem durch wirt
schaftliche, politische, soziale, psychologische 
sowie medizinische Gründe bestimmt wird. 
Dennoch lohnt es, die demographische Struktur 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
näher zu untersuchen. 

Die Bevölkerungsentwicklung 1970-2000 
msgesamt und in 4 Altersgruppen 

+-

+ 1-H+-l 
96 " 2000 

An einem Reservoir von jungen Leuten im 
erwerbsfähigen Alter wird es in Zukunft 
vermutlich nicht fehlen. Die Zahl der 15- bis 
44jährigen wird - wie die Meßzahlenreihe 
im Bild zeigt - im gesamten Untersuchungs
zeitraum höher sein als 1970. Diese Aussage 
gilt auch, wenn von den 15- bis 19jährigen, 
von denen sich noch ein großer Teil in der 
Ausbildung befindet, abgesehen wird. Die 
Altersgruppe der 20- bis 44jährigen, zu der 
Anfang 1970 etwa 871 000 Einwohner zählten, 
schließt die mobilsten Jahrgänge der Bevöll;<.!
rung ein; gerade deren Zahl kann in Wirklich
keit, d. h. unter Einschluß der Wanderungen, 
langfristig äußerst flexibel sein. Wie sich 
die Zahl der jungen Leute entwickeln wird, 
hängt nicht zuletzt davon ab, ob sie zukünftig 
eine ausreichende Zahl an attraktiven Arbeits
plätzen in Schleswig-Holstein finden werden. 
Junge Leute werden aber zunächst auch dazu 
gebraucht, um den nicht unerheblichen Rück- e 
gang der Zahl der 45- bis 64jährigen auszu
gleichen. Wie stark die zahlenmäßige Abnahme 
dieser Altersgruppe, die Anfang 1970 rund 
560 000 Einwohner umfaßte, in den kommenden 
Jahren sein wird, zeigt die Meßzahlenreihe 
im Bild. 

Von einer "Überalterung" der Bevölkerung wird 
langfristig immer weniger die Rede sein 
können. Die Zahl der Einwohner Schleswig
Holsteins im Alter von 65 und mehr Jahren 
wird zwar in den 70erJahren weiter zunehmen, 
aber in den 80er Jahren dann rückläufig sein. 

Am 1. 1. des Jahres 

1970 

1975 

1980 

1985 

E ti'Wohner Im Alter 
von 65 und mehr Jahren 

Insgesamt 
dorvnt~r 

Mann er 

in 1 000 in% 

364,6 .:o 
391,1 39 

403,0 38 

357,3 36 

Schon heute sind unter den Einwohnern im 
Rentenalter sechs Zehntel Frauen. Dieser 
Anteil wird noch anwachsen. Kriegsverluste 
bei den Männern und eine höhere durch
schnittliche Lebenserwartung bei den Frauen 
sind die Hauptgründe für diese Entwicklung. 
Es ist damit zu rechnen, daß 1990 weniger 
als 10o/o aller Männer, aber 17% aller F1·auen 
in einem Alter von 65 und mehr Jahren 
stehen werden. Die entsprechenden Anteile 
haben 1970 12% und 17% betragen. 

Wegen der Unsicherheit der Ausgangszahlen 
- darauf ist eingangs hingewiesen worden -
sind in dem vorliegenden Aufsatz nur wenige 
vorausgeschätzte Zahlen genannt worden. Sie 

e 
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sollen lediglich eine Vorstellung von der 
Größenordnung der einzelnen Altersgruppen 
geben. Die beiden Bilder zeigen die Entwick
lungen. Wer mit vorausgeschätzten Einzel
angaben arbeiten möchte, muß auf den 
Statistischen Bericht 11Vorausschätzung der 
schleswig-holsteinischen Bevölkerung bis 2000 
- ohne Wanderungen11 (A I 8 - j/'70) zurück-

greifen oder die im Statistischen Landesamt 
vorliegenden Maschinentabellen einsehen. 

ln einem der nächsten Statistischen Monotshehe wird über drf.' 
BevölkeNngsvorousschätzung unter Berücksichtigunq eines 
WondeNngsmodel/s berichtet werden. 

Dipi.-Volksw. Lieselatte Korscheyo 

Landtagswahl 1971 in den Kreisen und Gemeinden 

sowie nach Bundestagswahlkreisen 

CDU erreicht in allen Kreisen 
die absolute Mehrheit 

Bisher eigneten sich die politischen Kreise für 
regionale Untersuchungen und besonders für 
Zeitreihen besser als die Wahlkreise, da sie 
als regionale Einheit bekannter waren und 
über lange Zeiträume unverändert blieben. 
Das hat sich durch dieGebietsreform geändert. 
Der Bekanntheitsgrad der neuen Kreise ist 
noch nicht so groß wie der der alten, und 
Zeitreihen lassen si(_h nur anhand von umfang
reichen Umrechnungen erstellen, die darüber 
hinaus die Briefwähler nicht einschließen. 
Im folgenden Abschnitt wird daher bei 
Vergleichen nur die Landtagswahl1967 heran
gezogen und diese auch nur ohne Berück
sichtigung der Briefwähler. 

Die Wahlbeteiligung war wie bei den letzten 
Landtagswahlen in den Kreisen höher als 
in den kreisfreien Städten. Sie belief sich 

,a in den Kreisen auf 79,8o/o und in den kreis
W freien Städten auf 77 .S%; im Landesdurch

schnitt sind es 79 , 2o/o gewesen. Die höchste 
Wahlbeteiligung ergab sich in den Kreisen 
Plön mit 83,3%, Steinburg mit 81,9o/o und 
Ostholstein mit 81, "%. Sieht man vom Kreis 
Nordfriesland ab, dessen Wahlbeteiligung 
durch die Nachwahl im Wahlkreis 5 (Husum
Land) beeinflußt ist, so gingen die Wahl
berechtigten in den kreisfreien Städten 
Flensburg (75,5%) und Kiel (77 ,8%) am 
wenigsten zur Wahl. In allen vier kreisfreien 
Städten liegt die Wahlbeteiligung unter dem 
Landesdurchschnitt. Bei den Kreisen ist das 
neben Nordfriesland (72,9%) noch in Flensburg
Land (78,3o/o) und Segeberg (78,6%) der Fall. 

Die CDU stellt in allen 12 Kreisen und in 
zwei kreisfreien Städten die stärkste Partei. 
In den Kreisen konnte sie sogar überall die 
absolute Mehrheit erringen. Die größten 
Anteile sprangen rar sie in Dithmarschen 
(57,6%) und Schleswig (57,3%) heraus. Bei 

Ergebnisse der Ltr~dtogswohl 1971 noch Kreisen 

dorvnrer enrfollen ouf 

KREISFREIE STADT 
Gültlila 

SPD ssw Srimmen CDU FDP NPO 

Kreis 
Anzohl in% 

FLENSBURG 538~ 39,7 40,6 2,3 0,9 16,1 
KIEL 155 639 43,5 50,5 3,9 1,0 0,1 
LÜBECK 140 917 47,3 46,8 3,7 1,4 
NEUMÜNSTER $973 $,1 45,0 4,3 0,9 

Zusommen 400 359 45,0 47,2 3,7 1,1 2,2 

01 rhmorschen 77022 Sl,6 35,5 3,4 3,0 0,0 
Flensburg·Lond 37 803 55,0 31,9 2,8 1,7 8,3 
Hzgt. Lauenburg 82 514 54,8 39,5 3,7 1,3 
Nordirr es I and 78 543 55,0 33,9 4,6 1,2 5,0 

Osthai srern 102 275 54,4 40,4 3,5 1,2 
Pinneberg 135 878 51,4 42,3 4,5 0,9 0,0 
Plön 64 396 52,9 42,0 3,1 1,3 
Rondsburg-Eck.-nrorde 128 360 55,1 38,7 3,6 1,2 1,0 

Schleswlg 54 549 Sl,3 32,9 3,5 1,5 4,6 
Segeberg 90 212 55,9 :n.s 4,6 1,4 
Steinburg 77 965 55,2 39,2 3,1 2,0 0,0 
Srarmom 91 1se I 52,9 40,5 4,8 1,1 

Zusommen 1 020 6751 54,6 38,6 3,9 1,4 1,1 

Insgesamt 1 421 034 51,9 41,0 3,8 1,3 1,4 

der Landtagswahl 1967 bekam sie nur in 
Flensburg-Land, Rendsburg-Eckernförde und 
Schleswig die Hälfte und mehr der gültigen 
Stimmen. Sie lag jedoch auch damals in 
allen Kreisen an der Spitze. In den kreis
freien Städten hat es einen Wechsel in den 
Mehrheitsverhältnissen gegeben. In Flensburg 
ging die Mehrheit an die SPD verloren und 
in Neumünster wurde sie von der CDU erobert, 
In Kiel blieb die Mehrheit für die SPD und in 
der Hansestadt Lübeck für die CDU erhalten. 

Die SPD konnte nur in Kiel über die Hälft<· 
der Stimmen auf sich vereinigen. Über 40% 
der Stimmen erhielt sie in den anderen kreis
freien Städten und in den Kreisen Ostholstein 
(40,4%). Stormarn (40,5%), Plön (42,0%) und 
Pinneberg (42,3%). Die SPD hat im Gegensatz 
zu 1967, als ihr Anteil noch in den Kreisen 
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Flensburg-Land und Schleswig unter 30% lag. 
in keinem Kreis weniger als 30% der gültigen 
Stimmen erhalten. Während die CDU sich in 
allen Kreisen und kreisfreien Städten ver
bessern konnte, gingen die Anteile der SPD 
in Neumünster und Hzgt. Lauenburg zurück. 
In Dithmarschen, Ostholstein und Plön ist 
zwar auch ein Rückgang zu verzeichnen, 
der s1ch aber bei Einbeziehung der Brief
wähler 1967 in einen Gleichstand umwandeln 
dürfte. 

Die FDP, die 1967 noch in fast allen Kreisen 
auf über 5% der Stimmen kam, schaffte es 
dieses Mal in keinem. Am günstigsten schnitt 
sie in Stormarn mit 4,8o/o ab. Auch die NPD 
hatte 1967 in fast allen Kreisen über 5o/o 
der Stimmen erhalten; 1971 errang sie den 
größten Anteil in Dithmarschen mit 3,0%. 
Der SSW, der traditionsgemäß nur in den 
nördlichen Kreisen größere Stimmenanteile 
auf sich vereinigt, erzielte in Flcnsburg 16,1% 
und in Flensburg-Land 8,3o/o. Die beiden 
übrigen Parteien, DKP und EP, erreichten in 
keinem Kreis 1% der Stimmen, 

CDU erhielt in den kleinen Gemeinden 
über sechs Zehntel der Stimmen 

Die Wahlberechtigten der kleineren Gemeinden 
beteiligen sich häufiger an der Wahl als die 
der großen. Auch wenn man die Briefwähler, 
die in den Städten stärker vertreten sind, 
den Gemeinden zuordnen könnte, wäre der 
Vorsprung der kleinen Gemeinden immer noch 
vorhanden. Ohne Berücksichtigung der Brief
wähler beteiligten sich in Schleswig-Holstein 
74,2% der Wahlberechtigten an der Wahl. 
In den Gemeinden bis 250 Einwohner sind 
es 79,3% und in denen unter 1 000 Einwohner 
76,5%. Demgegenüber gingen von den Wahl
berechtigten der Gemeinden zwischen 25 000 

und 50 000 Einwohner 73,6% und denen über 
50 000 Einwohner nur 72,6% zur Wahl. Die 
Wahlbeteiligung sinkt wie bei den voran
gegangenen Landtagswahlen mit steigender 
Gemeindegröße, Bei einem Vergleich muß 
jedoch, wie bei den folgenden Vergleichen 
der Stimmenanteile, berücksichtigt werden, 
daß die Größenklassen abstrahiert von den 
ihnen zugehörigen Gemeinden betrachtet werden 
müssen, d. h. durch die Bevölkerungsentwick
lung und vor allem die Gebietsreform sind 
nicht mehr die gleichen Gemeinden in einer 
Größenklasse wie 1967 (z. B. Norderstedt). 

Die Stimmenanteile der CDU fallen wie bisher 
mit wachsender Gemeindegröße und die der 
SPD steigen, jedoch mit dem entscheidenden 
Unterschied, daß die Anteile der CDU, relativ 
betrachtet, nicht in dem Ausmaße fallen wie 
die der SPD steigen. In den Gemeinden bis 
25 000 Einwohner erhielt die CDU über die 
Hälfte der gültigen Stimmen; bei den Gemeinden 
unter 1 000 Einwohner sind es sogar 62,9%. 
Auch in den Gemeinden mit 1 000 bis 2 000 
Einwohnern ist der Anteil noch sehr hoch 
(57 ,Oo/o). Vergleicht man mit dem Landes
durchschnitt ohne Briefwahl (51,6%), so fallen 
nur die Gemeinden mit 25 000 bis 50 000 
Einwohnern (48,3o/o} und mit 50 000 und mehr 
Einwohnern (44,5o/o) etwas stärker ab. Gegen
über 1967 konnte die CDU in allen Größen
klassen Gewinne verzeichnen, Besonders hoch 
waren sie bei den Gemeinden mit unter 1 000 
Einwohnern mit 8,9 Punkten. 

Die SPD konnte wie 1967 in keiner Größen
klasse die absolute Mehrheit erz1elen, Ihr 
Anteil lag nur bei den Gemeinden mit mehr 
als 50 000 Einwohnern - das sind die vter 
kreisfreien Städte und Norderstedt - über 
dem der CDU. Hier erh'i elt sie 4 7,8% der 
gültigen Stimmen und die CDU 44,5%. [n allen 

Ergebnisse der Landtagswahlen 1967 und 1971 nach Gerne1ndegroßenkl ssen 

Verteilung der gültigen S11mmen 

Gemeondegröß"nklosse 
Wohlbeteiligung 

- Einwohner -
CDU SPD FDP NPD 

1961 1971 1967 1971 1967 1971 1967 1971 1967 1971 

on% 

unter 1 000 71,9 76,5 .54,0 62,9 29,5 30,6 6,5 2,9 7,6 2,0 

1 000- 2000 71,9 75,3 48,3 !Sl,O 36,2 36,1 6,7 3,4 o,4 1,6 

2 ()()()- 5000 72,4 75,2 44,6 52,4 40.7 40,6 6,8 4,0 6,0 1,4 

5000-10 000 71,7 74,2 46,2 54,2 39,1 38,8 6,5 4,0 5,8 1,2 

10 000 - 25 ()()() 71,2 74,4 44,9 50,9 41,8 42,6 5,8 4,0 5,6 1,2 

25 000 - 50 000 69,5 73,6 4<1, 5 <18,3 41,1 4<1,1 6,3 4,6 5,2 1,1 

50 000 1md mehr 70,0 72,6 41,5 44,5 44,8 l7,8 4,5 3,8 5,2 1,1 

Zusammen 71,1 74,2 45,8 51,6 39,7 41,3 5,8 3,8 5,9 1,4 

dazu Briefwohl 51,1 56,6 32,6 35,8 7,2 4,3 4,6 0,8 

Insgesamt 74,1 79,2 46,0 51,9 39,4 41,0 5,9 3,8 5,8 1,3 
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anderen Größenklassen weist die COU in der 
Mehrzahl einen ziemlich großen Vorsprung 
gegenüber der SPO auf. Bei den Gemeindl'n 
unter 1 000 Einwohner macht er 32,3 Punkte 
aus. Er hat sich dort gegenüber 1967 sogar 
noch vergrößert, ob~ ohl die SPO ihren Anteil 
von 29,5o/o auf 30,6o/~ erhöhen konnte. Damals 
belief sich der Abstand auf 24,5 Punkte. 

Oie Anteile der FOP sind ziemlich gleich
mäßig verteilt. Sie 3chwanken zwischen 2,9o/o 
in den kleinen Gemeinden und 4,6% in dt·n 
Gemeinden mit 25 000 bis 50 000 Einwohnern. 
Bei der NPD ist wie 1967 eine trendmäßige 
Abhängigkeit von der Gemeindegröße fest
stellbar. Ihre Stimmenanteile sinken von 2, Oo/o 
(unter 1 000 Einwohner) auf 1,1 o/o (über 50 000 
Einwohner). 

In 23 Gemeinden e gingen fast alle Bürger zur Wahl 

Eine 1 OOprozentige Wahlbeteiligung tritt sehr 
selten auf und dann auch nur in kleineren 
Gemeinden. Bei der Landtagswahl 1971 sind 
in 23 Gemeinden über neun Zehntel der Wahl
berechtigten zur Wahl gegangen. Die höchste 
Wahlbeteiligung ergab sich in Altenkattbek, 
Kreis H.endsburg-Eckernförde, wo 45 der 46 
Wahlberechtigten ihr Wahlrecht ausübten. 
Auch bei den meisten anderen dieser 23 
Gemeinden liegt die Zahl der Wahlberechtigten 
unter 100. Etwas größer ist nur Bilsen, 
Kreis Pinneberg, mit 365 Wahlberechtigten. 
Dort gingen 331 oder 90,7o/o zur Wahl. Es 
gibt aber auch Gemeinden, wo fast die 
Hälfte der Bürger nicht wählt. In der Gemeinde 
Wrixum, Wahlkreis Südtondern, war das 
Interesse an der Wahl mit einer Beteiligw1g 
von 40,6% am geringsten. e Ebenso wie eine 100prozentige Wahlbeteiligung 
erreicht eine Partei sehr selten alle Stimmen 
in einer Gemeinde. Bisher schaffte es nur 
die COU bei Landtagswahlen, einen solchPn 
100prozcntigen Erfolg zu erzielen. Zur dies
jährigen Landtagswahl erhielt sie in Wieden
borstel, Kreis Steinlmrg, alle 5 abgegebenen 
Stimmen. Außerdem bekam sie in 13 weiteren 
Gemeinden, die alle weniger als 100 Wahl
berechtigte aufweisen, über neun Zehntel 
der gültigen Stimmen. In weiteren 195 
Gemeinden belief sich der CDU-Anteil auf 
über drei Viertel und in weiteren 888 
Gemeinden auf über die Hälfte. Damit konnte 
die CDU in 1 096 G meinden oder fast neun 
Zehntel aller die Hälfte und mehr der Stimmen 
erringen. Darunter befinden sich 6 Gemeinden 
mit mehl' als 10 000 Wahlberechtigten, und 
zwar: Heide mit 57 ,3%, Bad Oldesloe mit 
53,2%, Eutin mit 53,9%, Bad Schwartau mit 
51,8%, Mölln mit 54,2% und Reinbek mlt 
51,0%. 

Die SPD konnte wie 1967 in keiner Gemeinde 
einen Anteil von über 75% erringen. Den 
größten Anteil bekam sie wiederum in Krempel, 
Kreis Dithmarschen, mit 71,4%. Über die 
Hälfte der Stimmen erzielte die SPO außer 
in Kiel noch in 41 Gemeinden. Die größte 
darunter ist Büdelsdorf mit einem SPD-Anteil 
von 52,8%. Neben Wiedenborstel, wo die CDU 
alle Stimmen erhielt, ging die SPD noch in 
vier kleineren Gemeinden leer aus. 

Von den übrigen Parteien kam nur die FDP 
zweimal auf über ein Viertel der Stimmen. 
und zwar in Kotzenbüll, Kreis Nordfriesland, 
mit 27,9o/o und in Vollerwiek, Kreis Nord
friesland, mit 25,6o/o. Der SSW erzielte seine 
höchsten Anteile in Tinningstedt, Kreis 
Nordfriesland, (23,3%), Vollerwiek (22,5o/o) 
und Harrislee, Kreis Flensburg-Land, (21,6o/o) 
und die NPD in Christinenthal, Kreis Steinburg, 
mit 20,8o/o. 

SPO nur noch im Bundestagswahlkreis Kiel 
an der Spitze 

Vergleiche von Landtagswahlen mit Bundes
tagswahlen sind immer problematisch, weil 
das Wählerverhalten in der Regel verschieden 
ist. Weil aber nach solchen Vergleichen 
immer wieder gefragt wird, soll hier unter
sucht werden, wie das Ergebnis der Landtags
wahl 1971 umgerechnet auf Bundestags
wahlkreise aussieht. 

Bei der Bundestagswahl 1969 hatte die CDU 
46,2% der gültigen Zweitstimmen erhalten 
und die SPO 43,5%. Die CDU hat sich also 
um 5, 7 Punkte verbessert und die SPO hat 
sich um 2,5 Punkte verschlechtert. Rechnet 
man das Ergebnis der Landtagswahl 1971 
auf die Bundestagswahlkreise um, so stellt 

Ergebnisse der Landtagswahl 1971 noch Bundestagswahlkreisen 

. 
Stimmenanteile von 

Bundutagswohikrels CDU SPD 

1969° 1971 19b9° 1971 

1 Flensburg 43,8 45,7 46,6 37,3 

2 Schil'Swlg-Eckernförde 49,1 53,4 40,9 38,3 

3 Husum 52,3 56,7 36,3 33,6 

4 Steanburg· Sud•rdo•hmarsch•n <19,5 55,2 39,2 38,8 

s Rendsburg• Neumvnster 48,4 53,9 42,0 40,0 

6 K1ei 38,1 43,5 52,1 50,4 

7 Plön 46,8 53,3 43,2 41,8 

8 Segeberg· Eutln 50,6 57,8 38,3 36,3 

9 Pinneberg M,3 50,9 45,6 4?,8 

10 Stormorn-Hzgt. Lauenburg 45,6 53,2 43,7 40,6 

11 Lubeck <12,8 47,3 47,9 46,8 

Schleswig-Holstein 46,2 51,9 43,5 41,0 

o) Zweiistimmen 
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die CDU in 10 der 11 Wahlkreise den Sieger 
und die SPD in einem, nämlich in Kiel. 
Die SPD kommt in Kiel auf die absolute 
Mehrheit und die CDU in 8 ihrer 10 Wahl
kreise . Bei der Bundestagswahl 1969 war 
die SPD in vier Wahlkreisen erfolgreich 
gewesen , darunter in Kiel mit absoluter 
Mehrheit, und die CDU in sieben Wahlkreisen, 
darunter in Husu m und Segeberg-Eutin mit 
absoluter Mehr heit. Die CDU würde also 
10 Wahlk reisabgeor dnet e statt 7 stellen und 
die SPD einen statt vier . Unt erstellt man, 
daß auf Schleswig- Hol stein 21 Bundestags-

abgeordnete entfallen, so käme die CDU auf 
insgesamt 12 Abgeordnete, sofern die FDP 
auch im Bundesgebiet an der Sitzverteilung 
nicht teilnähme, und die SPD auf 9 Abgeordnete . 
Nach dem Ergebnis der Bundestagswahl 1969 
haben die CDU und die SPD jeweils 10 Abge
ordnet e und die FDP einen Abgeordneten in 
den Bundestag entsandt. 

Waltcr Dahms 

Verglelct-.e auch: "Landtagswohl 1971" ln Stot. Monotsh. S.-H. ' 11 1, 
S. 98 (Moi/ Junl) 

Der Fremdenverkehr 1969/70 und seine Entwicklung ab 1951 
Teil 1: Die Seherbergungskapazität 

Info/ge von Erngcmeincimgen sank die b1sherige loh/ von 141 
Ber~chtsgemeinden 1m F remdenverkehrstahr 1969/70 1 auf 136 
Berrchtsgemcindcn. Die Gemeinden Archsum, Ke itum, Marsum 
und Tinnum wurden zur Berichtsgemeinde •sy/t-Ost" zusommen
gefaßt, Cismar wurde Grömitz zuqeschlogen und der Fremden
verkehr in Brunsbüttelkoog zu Brunsbüttel gercc.hnat. Do die 
Erngemeindmgcn d1o Ausdehnung des Erhebungsgebietes nicht 
beeinflußt haben, smd - ,edenfolls in räuml1cher Hrns iCht - die 
Ergebm sse aus der Kapazitätserhebung vom I. 4. 1970 m1t don 
Ergebm s sen des Voftohres unemgeschränkt vergleichbar. 

Die Zahl der Berichtsgemeinden gliedert sich 
nun wie folgt auf: 

2 Großstädte 
3 Heilbäder 

39 Luftkur- und Erholungsorte 
19 Nordseebäder 
36 Ostseebäder 
37 Sonstige Bericht sgemeinden 

Die Zuordnung der Berichtsgemeinden zu den 
verschiedenen Gemeindegruppen hat sich 
gegenüber 1969 nicht geändert. 

Auf Seherbergungsbetriebe und Privatquartiere 
verteilt sich das Angebot an Beherbergungs
möglichkeiten am 1. 4. 1970 folgendermaßen: 

75 000 G5stebetten in 
3 000 Bcherbergungsbetrlcben 

101 000 Gö~tebetten in 
21 000 Privatquertieren 

Gegenüber dem 1. 4. 1969 stieg die Zahl der 
Betten in Seherbergungsbetrieben um 2o/o, 
in Privatquartieren wuchs die Kapazität, 

1) 1. 10 . 1969 bis 30. 9. 1970 

gemessen an der Bettenzahl, um 12o/o. Die 
Beherbergungsbetriebe verlUgten daher im 
Sommer 1970 über rund 1 700 Betten mehr 
als im Sommer des Vorjahres . Das Angebot 
der P r ivatquartiere erhöhte sich dagegen 
um 10 000 Betten, also um das Sechsfache 
des Zuwachses in den Beherbcrgungsbetrieben. 

Der jeweils am 1. April ermittelte und im 
Kapazitätsbericht 2 veröffentlichte Betten
bestand kann allerdings kein vollständiges 
Bild des Bettenangebots in den Monaten Juli 
und August geben. Einerseits fehlt die Betten-
zahl neuer Betriebe, die nach dem Erhebungs
termin fertiggestellt wurden, andererseits 
steht zum Zeitpunkt der Erhebung noch nicht 
fest , wie v1ele Betten in Privatquartieren 
während der Hochsaison zusätzlich zur e 
VerfUgung gestellt werden . Annähernd genau 
kann jedoch die Zahl der zusätzlich bereit
gestellten Betten Uber die Zahl der Über
nachtungen bestimmt werden. Mit Hilfe der 
Zahl der Übernachtungen und der Betten am 
1. April kann für jeden Monat ein Auslastungs
grad berechnet werden. Die auf diese Art 
für August 1970 berechnete Kapazitätsaus
lastung in Privatquartieren betrug 101, 6,o. 
Ein Jahr zuvor war die Diskrepanz zwischen 
der am 1. April registrierten Bettenzahl und 
der Zahl der im Juli in Privatquartieren 
belegten Betten noch größer. Gemäß der 
berechneten Auslastung in Höhe von 105, 9% 
muß die Zahl der im Juli bereitgestellten 
Betten um etwa 6% höher gewesen sein als 
am 1. April ermittelt. Diese Aussage kann 
immer nur nachträglich gemacht werden. 
Die Frage, wie viele Gäste tatsächlich in 

2) Stot, Bericht G IV 2 "Die Beh.,rbergungskopozlta t ... " 
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der Hochsaison aufgenommen werden können 
- die Frage nach der potentiellen Kapazität -
läßt sich überhaupt nicht beantworten, v, eil 
es von zahlreichen, vorher nicht zu ermitteln
den Faktoren abhängt, ob ein Privatvermieter 
in der Hochsaison noch weitere Betten anbietet, 
als im April angegeben, oder überhaupt erst 
als Vermieter auftr1tt. 

Ständig wachsendes Bettenangebot 

Der steigende Trend im Gästebettenangebot 
setzte sich im Jahre 1970 - selbst unter 
Zugrundelegung bereinigter Werte - fort. Von 
1951 an bis zum 1. April 1970 hat sich das 
statistisch erfaßte Angebot an Betten, die für 
den Fremdenverkehr zur Verfügung standen, 
in den Berichtsgemeinden nahezu vervierfacht. 

8rs 1955 wurden dro Ergcbnrsse rn durchschnittlich I 10 Be
rrchtsgememden gowomen ( 1951 und 1952 tewerls I 10, 1953 und 
1954 1eweils 109, 1955 112 Gememden), ob 1956 brs September 
1961 betrug dre Zahl der Berichtsgernemden 165 (Ausnahmen: 
1956 und 1960 waren es 163 Gemernden), danach schwankte dre 
Zahl zwrschen 139 und 141. Durch die Reduzierung der Zah l dor 
Gemeinden um 26 zwischen 1961 und 1962 vemngerte src/- d(•r 
Umfang des erfoßten Frem enverkehrs nur germgfügig ( < I %). 
Zur Benchierstattung über den Fremdenverkehr werden auf Vor· 
schlag des Wirtschoftsmrnrsterrums 1ewerls olle Gemei11den 
herangezogen, die erne bes tirrrnte Zahl von Übernachtungen 1m 

Jcl!re ovfwersen oder wahrscheinlich erreichen werden. Drese 

Zahl betrug 1970 3 000 Übcmochtvngen. 

Während am 1. 10. 1951 insgesamt 44 000 
Betten gezählt wurden, war die Zahl der 
Betten bis zum 1. 4. 1970 auf insgesamt 
176 000 angewachsen, wobei die 100 OOOer 
Grenze 1960 überschritten wurde . 

Doo ßchorbergungskopoz rät in Schleswig-Holstein ob 1951 

davon ln 
1. April Betten 

(1951 - 1953: Insgesamt Beherbergungs· Privat· 
1. 10.) 

betrieben quortl .. re~ 

1951 4d d5 30 601 13 852 
1952 51 904 33 728 18 176 
1953 66 43 37 627 28 810 
1954 67 31 7 38 992 ::28 325 
1955 71 319 40 349 30 970 

1956 79 021 4d 028 34 993 
1957 86 83 d4 0d6 42 787 
1958 93 256 46 88 1 d6 375 
1959 98 74 48 758 d9 986 
1960 107 12 52 439 54 688 

1961 114 874 55 228 59 646 
1962 120 15 56 818 63 335 
1963 123 71 6 58 245 65 471 
1964 129 377 59 860 69 517 
1965 132864 60 322 72 542 

1966 138 394 63 331 75 063 
1967 147 111 65 967 81 144 
1968 155 370 69 450 85 920 
1969 164 048 73 772 90 276 
1970 176 20 75 409 100 793 

Diese Entwicklung ist die Antwort auf die 
steigende Nachfrage im Fremdenverkehrs
sektor. die mit steigendem Realeinkommen 
einhergeht. Einerseits eröffnen steigende 
Realeinkommen die Möglichkeit zur Arbeits
zeitverkürzung, also auch zu mehr Urlaub, 
andererseits vollzieht sich erfahrungsgemäß 
bei steigendem Wohlstand ein Wandel der 
Konsumgewohnheiten. Die Befriedigung der 
unmittelbar die Existenz sichernden Bedürf
nisse verliert relativ an Gewicht. Dafür 
schiebt sich die Nachfrage nach Dienst
leistungen mehr und mehr in den Vordergrund. 

Privatquartiere an der Spitze 

Von der Gesamtzahl der Gästebetten am 
1, 4. 1970 entfielen 43% auf Beherbergungs
betriebe, so daß die Privatquartiere über 
ein Drittel mehr Betten als die Beherbergungs
betriebe verfügten. Nach der amtlichen 
Statistik bestand am 1. 10. 1951 das umgekehrte 
Verhältnis: knapp 70o/o der Gästebetten befanden 
sich in Beherbergungsbetrieben, Im Jahre 
1958 zogen die Privatquartiere mit den 
Beherbergungsbetrieben gleich. Im darauf
folgenden Jahr überflügelten sie die Beherber
gungsbetriebe um 1 000 Betten. Seitdem ist 
der Abstand kontinuierlich bis auf 25 000 
Betten am 1. 4. 1970 angewachsen. 

Rein formal resultiert diese Verschiebung 
der Anteile aus einem unterschiedlich hohen 
Zuwachs an Kapazität für die beiden Anbieter
gruppen. Den stärksten Zuwachs verzeichneten 
beide Gruppen zwischen dem 1. 10. 1952 und 
dem 1. 10. 1953, als die Bettenzahl in den 
Beherbergungsbetrieben um 12% stieg, die 
Anzahl der Gästebetten in den Privatquartieren 
sich dagegen um mehr als die Hälfte des 
vorherigen Bestandes erhöhte. Allerdings ist 
dieser ungewöhnlich hohe Zuwachs wohl nicht 
das Ergebnis einer übermäßig stark gestiegenen 
Nachfrage, sondernAusdruck einer beginnenden 
Normalisierung auf dem Wohnungsmarkt, der 
zu dieser Zeit noch stark von den Auswirkungen 
des Krieges geprägt war (Wohnraumbewirt
schaftung und Beschlagnahmen durch die 
Besatzungsmacht). Im Fremdenverkehrssektor 
kehrten erst wieder 1961 normale Verhältnisse 
ein, als dem Fremdenverkehr keine gewerb
lichen Betten mehr zweckentfremdet wurden. 

Wird für einen Vergleich der Zuwachsraten 
1962 als Basisjahr gewählt, ergibt sich 
folgendes Bild: In Beherbergungsbetrieben 
kamen von 1962 bis 1970 durchschnittlich 
jährlich 2 300 Betten hinzu. Mit einem Durch
schnittswert von 4 700 Betten pro Jahr 
verzeichneten die Privatquartiere den doppelten 
Zugang zu ihrer Beherbergungskapazität. Bei 
der Interpretation dieses Sachverhalts -relativ 
starke Zunahme der Betten in den Privat-
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Die 136 Fremdenverkehrsgemeinden 
nach Größenklassen der Bettenzahl 

ln der obl&"" Qraült wird die Auaonattaa der BerlcMacometndm mit Beum am I. 4. 1971 
dera .. toUt. Wie Yiolo Bettot~ dem Fnmdmverkl!hr 1n d011 etnzelncn Qcmoiodcn cur 
Verf"Dc\1111 •tehea, 114t alch au dal uuwr•ddedllchn Sc.b..r1..ft&raden able•en. 49 Oemelnde:n 
nrfll;en llher wenleer allo lSO Betten. Die Gr6knldaaao "250 • 1 000 Bottm" umt..at 45 
Gemeinden. ln 32 GemoiJ>den .,obm jewe!la I 000 bl• 5 000 Detlm benll. 10 Gomeioden 
b .. ltzon mehr allo 5 000 Bellen. llnter den 10 cr611tm Fremdmnrkchrsor\CI mmmt 
Weaterlalld mit 18 000 Bettm die onte Stelle ein. Ea !o~en Gr6mltz mlt 15 000 und 
Tlmmondorlu Str&ll4 nut 11 000 Betten. In Sankt Petor..Ordioe und ttam:rva·Sduorbeutz 
atoben Jewoilio 8 000 Betten. HelUc<Maron ••rfllel Ober 7 000, WJk auf FOhr, Bl1sum, 
Bure auf Fehmam UDd o.hme llher l• S 000 Beu-. 

Doo Sclnrorpunkte dea Fremdmurkobra Uec.., 1n lc:hloawi&·Hol.oteln an der Nord· UDd 
O.Ut•. an der :-t rd•ee wiederum auf de:n aordfrlestachen ln.ae-lD. u 6e-r Oataee lm Berdcb 
der LllboclcOT Bucht, Avf dm iNnrdaef'!nni.D (allne Hetcolancl) otebOD &4 000 Betten bereit. 
c!u aiDd 74" dea Beti4'1Wlfebou u der Nordau, Auf dlo lnaol BJ!t entfallen allein Ja 000 
Bottm I• 52'-1 'YGil 13 000 Betten. Oie Fremdeanrkebratomeindon an der !Ab«hr Bucht 
•OTfll(en Gbor &5 000 Botton (• 18"1 der Denen 1n den OatnebUern (84 0001. 

ln der Zeit Y!Rl 1865 bio IS71 haben dlo GemelndODihre DettonbpazlUt ln unterachloclllch= 
UmtaA; auacod<!mt, Aut Pellwarm wurlte die Bettenuhl am krlltlcaten orh6ht, n&mllch -
UDS. Auch Qroßenbrodo mlt l70S und llrillaonhafen mlt 140S woben ~olle Zuwacharatec 
auf, Von den cro8on Bldern dol>aten Wo.Wrlalld. \\ yl<, Dabmo tmd llat!J<nla-scharbeub 111• 
KaparlUt um 3M. au. ln l'lmmendorfor Stn.nd und Sanlet Peter..Onl!nc oUoe die Zabl dor 
Bott.., um Jowetll &OS, Ul BOoum und Gr(>mltz wn 70S, ln Dur11 auf f"ebraam um 110'}1., 
lhn.lchtl.icb der KapaL1tAt8aa•clt.ung &Chnwidet di• OW~e mJt 53'.' Zuwach• etwa• beaat!r 
ab eil dlo Snrdaee (lnleln und KOit•l mit 40S. 

--
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quartieren, daher fortgesetzt steigender Anteil 
des Fremdenverkehrs in Privatquartieren -
muß folgendes berücksichtigt werden: Die 
Dunkelziffer hinsichtlich der Bettenzahl in 
Privatquartieren lag wegen der schwierigen 
Erfassung und fehlender Kontrollmöglichkeiten 
(Verabreichung von Getränken und Speisen 
ist erlaubnisfrei) ständig über der Dunkelziffer 
für Beherbergungsbetriebe. Durch eine Ver
besserung der Erfassungsmethoden und ein 
steigendes Eigeninteresse der Gemeinden an 
einer lückenlosen Erfassung des Fremden
verkehrs in ihrem Bereich (Kurtaxzahlung) 
ging die Zahl der bislang nicht erfaßten 
Betten in Privatquartieren immer weiter 
zurück, so daß die von der Statistik nach
gewiesene Zahl der Betten in Privatquartieren 
überdurchschnittlich anwachsen mußte. Ob der 
Zug zu einer überproportionalen Mehrung des 
Bettenangebots in Privatquartieren tatsächlich 
vorhanden ist, läßt sich schwer feststellen, 
obwohl gerade in den letzten vier Jahren 
der Abstand zwischen Beherbergungsbetrieben 
und Privatvermietern besonders deutlich 
hervortritt. Statistisch gesichert ist streng 
genommen nur die Aussage, daß die Privat
quartiere am 1. 4. 1970 ein Drittel mehr 
Betten als die Beherbergungsbetriebe besaßen. 
In Wirklichkeit wird, nach den obigen Über
legungen, ihr Vorsprung eher größer als 
kleiner sein. 

Netto-Zugang an Beherbergungsbetrieben 
und Betten 

Von 1961 bis 1970 hat sich die Zahl der 
Beherbergungsbetriebe insgesamt um 555 
erhöht. Damit verfügt Schleswig-Holstein über 
3 000 Betriebe. Der Zuwachs in den einzelnen 
Jahren ist recht unterschiedlich: Er liegt 
zwischen vier Betrieben (1964/65) und 135 
Betrieben (1965/66). Der hier verwendete 
Nettozugang ergibt sich als Saldo t.us den 
Gründungen und Schließungen; die Zahl der 
Neugründungen lag meist höher als der Saldo. 

Innerhalb der Beherbergungsbetriebe unter
scheidet die Statistik verschiedene Gruppen, 
nämlich die Hotels, die Gasthäuser, die 
Fremdenheime, Pensionen, Hospize, die 
Erholungs- und Ferienheime und schließlich 
die Heilstätten und Sanatorien. Zwischen 1969 
und 1970 lag die Gruppe "Fremdenheime, 
Pensionen und llospize" mit einem Nettozugang 
von 77 Betrieben an der Spitze. Ihr folgten 
die Hotels mit 3 Betrieben. Dagegen ver
ringerte sich die Zahl der Gasthäuser um 22, 
während die Gruppe "Erholungs- und Ferien
heime" netto einen Betrieb verlor. 

Im gleichen Zeitraum erhöhte sich die Zahl 
der Betten in Fremdenheimen, Pensionen 
und Hospizen um 1 147. In Hotels kamen 

773 Betten hinzu. Gasthäuser verloren 182, 
Erholungs- und Ferienheime 134 Betten. 

Dominierende Stellung der Fremdenheime, 
Pensionen und Hospize 

Wie sich am 1. 4. 1970 die Gesamtzahl der 
Betriebe nach Betriebsarten aufgliedert und 
über welches Angebot an Gästebetten die 
einzelnen Betriebsarten verfügen, wird im 
folgenden verdeutlicht. ln Schleswig-Holstt>in 
verfügten 739 Hotels, das sind 24% aller 
Beherbergungsbetriebe, über lmapp 26 000 
Betten, das sind 34o/o aller Betten. Gasthäuser 
spielen in Schleswig-Holstein im Gegensatz 
z. B. zu Bayern eine untergeordnete Rolle; 
294 Gasthäuser (lOo/o aller Betriebe) bewirt
schaften etwa 4 000 Betten, die nur 5% des 
gesamten Bettenangebots in Beherbergungs
betrieben ausmachen. Eine überragende A 
Position in Schleswig-Holstein nimmt die W 
Gruppe 11Fremdenheime, Pensionen und 
Hospize" ein: in 1 900 Betrieben (62%) stehen 
36 000 Betten (48%). Weiter wurden 105 
Erholungs- und Ferienheime (3o/o) mit 7 000 
Betten (10%) registriert. An letzter Stelle 
stehen die Heilstätten und Sanatorien, die 
zusammen 2 000 (3%) Betten betreuen. 

In der Rangskala der Betriebsgrößen stehen 
die 17 Heilstätten und Sanatorien mit 132 
Betten an der Spitze, gefolgt von den 
Erholungs- und Ferienheimen mit etwa 70 
Betten. Den dritten Platz nehmen die Hotels 
mit 35 Betten ein. Eine noch kleinere durch
schnittliche Betriebsgröße weisen die Fremden
heime, Pensionen und Hospize mit 19 Betten 
und die Gasthäuser mit 13 Betten auf. 

Fremdenheime, Pensionen und Hospize • 
im Vormarsch 

Von 1962 an ist der Anteil der Hotels sowie 
der Heilstätten und Sanatorien an der Gesamt
kapazität um jeweils 0,9 Prozentpunkte 
gefallen. Dagegen verzeichneten Fremden
heime, Pensionen und Hospize in der Zeit
spanne von 1962 bis 1970 einen Anstieg ihres 
Anteils um 7,5 Prozentpunkte von 40,5% auf 
48%. Dieser Anstieg ging teilweise zu Lasten 
der Gasthäuser, die 2, 7 Punkte einbüßten 
(von 7,9% auf 5,2%), hauptsächlich aber zu 
Lasten der Erholungs- und Ferienheime, deren 
Anteil sich von 12,6o/o auf 9,6% verringerte. 
Von 1962 bis 1970 verloren demnach alle 
Betriebsarten bis auf die Fremdenheime, 
Pensionen und Hospize, wenn auch geringfügig, 
relativ an Boden. 

Diese Entwicklung beruht einerseits darauf, 
daß Betriebe nicht eindeutig einer Betriebsart 
zugeordnet werden konnten. Dadurch kam es 
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Betten noch Betrieb orten 1962 bis 1970 

Betriebsort 1962 1963 1964 

Hotels 19 955 20 663 21 318 

Gasthäuser 4 474 4 305 4 253 

Fremdenheime, Pensionen, Hospize 23 012 23280 2A 30' 

Erholu~s- und Ferienhelme 7 171 7 889 ., 973 

Heilstätten ul'ld Sanatorien 2 206 2108 2011 

Insgesamt 56 818 58245 59860 

vor, daß die zweifelhaften Fälle einmal unter der 
KategorieGasthäuser, dann wieder unterHotels 
geführt wurden. Durch ein klareres Abgren
zungskonzept ist dieser Mangel heute beseitigt. 
Andererseits beruht die Verschiebung der Kapa
zitätsanteile zugunsten der Pensionen darauf,daß 
Erholungssuchende ihren UrlaubmitVorliebe in 
Pensionen verbringen und der Erholungsreise
verkehr überdurchschnittlich gestiegen ist. 

Konzentration des Angebots an Gästebetten 
(ohne Privatquartiere) 

Eine weitere Gliederung der Beherbergungs
betriebe läßt sich aus ihrer Größe, gemes~en 
an der Bettenzahl ableiten. Am 1, 4. 1970 
entfielen 6,6% der Bettenkapazität auf Betrit>be 
in der untersten Größenklasse (1 bis 9 Betten). 
Ihr Anteil an der Gesamtzahl der BetriPbe 
betrug 22,6%. Die Größenklasse "10 bis 19 
Betten" mit einer Besetzung von 37,3% aller 
Betriebe verfügte Ober 21,5% aller Betten. 
In die Klasse 20 bis 49 Betten fielen 30,7% 
der Betriebe und 37,0% der Betten. Rund 
7% aller Betriebe umfaßte die Größenklasse 
50 bis 99 Betten, die 18,4% der Betten 
aufweist. 100 und mehr Gästebetten haben 
2,3% aller Betriebe. Auf sie entfallen 16,5'7o 
aller Betten. Diese Konzentration best nd 
annähernd auch schon 1968 und 1969. 

Tendenz zu größeren Betriebseinheiten 

Gemessen an der Bettenzahl, weist die durch
schnittliche Größe von Hotels, Gasthäusern, 
Fremdenheimen, Pensionen und Hospizen seit 
1962 eine leicht steigende Tendenz auf, 
während Erholungs- und Ferienheime im 
Durchschnitt gleich groß geblieben sind. 
Während 1962 im Durchschnitt 31 Betten in 
den Hotels standen, waren es 1970 4 Betten 
mehr. Gasthäuser vergrößerten sich um 
2 Betten von 11 auf 13 Betten. Auch die 
Bettenzahl in Fremdenheimen nahm um 2 zu. 
Hier umfaßte ein Betrieb am 1. 4. 1970 durch
schnittlich 19 Betten. Die Größe von Heil
stätten, Sanatorien und Erholungsheimen hat 
sich - unter Schwankungen - von 148 Betten 
(1962) auf 132 Betten (1970) verringert. 

1965 1966 1967 1968 

21 453 22012 22 643 23466 

4 473 4425 4 418 4 482 

24 867 27 147 'z:J 010 31 883 

7 413 7 f/:)4 7 674 7 306 

2 116 2 143 2 222 2 313 

60322 63 331 65 967 69450 

Über 80% des Bettenangebots 
in den Seebädern 

1969 1970 

25 069 25 842 

4 078 3 896 

35 026 36 173 

7389 7 255 

2 210 2 243 

73772 75400 

Die dominierende Rolle, die die Ost- und 
Nordseebäder im Fremdenverkehr Schleswig
Holsteins spielen, wird bei einer Gegenüber
stellung der Bettenkapazität in den einzelnen 
Gemeindegruppen sichtbar. Am 1. 4. 1970 
verfügten die Nordseebäder über 69 000 Betten 
oder 39o/o aller statistisch erfaßten Betten. 
Sie werden noch übertroffen von den Ostsee
bädern, die mit 78 000 Betten oder 44% an 
der Spitze der Gemeindegruppen in Schleswig
Holstein stehen. Mit weitem Abstand folgen 
die Luftkur- und Erholungsorte mit 13 000 
Betten (9%). Die sonstigen Berichtsgemeinden 
weisen 9 000 Betten (5%) auf. An vorletzter 
Stelle rangieren die Heilbäder mit mehr als 
4 000 Betten (2%). Die beiden Großstädte Kiel 
und Lübeck verfügen zusammen über 3 400 
(2%) Betten. Während sich das Bettenangebot 
der Privatquartiere noch stärker als das 
gesamte Angebot an Betten auf die Seebäder 
konzentriert - 90o/o an der Nord- und Ostsee -, 
verteilen sich die Betten der Beherbergungs
betriebe etwas gleichmäßiger als die Gesamt
zahl auf die 6 Gemeindegruppen. An der 
Ostsee stehen 40% aller gewerblichen Betten, 
die Nordsee ist mit 34o/o beteiligt. In den 
sonstigen Berichtsgemeinden stehen fast 9% 
der Betten. Luftkur- und Erholungsorte 
verfügen über 8%. Großstädte (4o/o) und Heil
bäder (5%) teilen sich den Rest. 

In den Seebädern 
dominieren die Privatquartiere 

Die relative Bedeutung der Privatquartiere 
und Beherbergungsbetriebe in den einzelnen 
Gemeindegruppen kann aus der folgenden 
Tabelle abgelesen werden. 

In den Großstädten konzentriert sich das 
Bettenangebot fast ausschließlich auf Gewerbe
betriebe (95%). Auch in den Heilbädern und 
sonstigen Berichtsgemeinden spielen die 
Gewerbebetriebe mit 84% und 76% der 
Kapazität eine hervorragende Rolle. Dagegen 
entfallen in den Seebädern mehr als 60% der 
Beherbergungskapazität auf Privatquartiere. 
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Aufteilung der Betten 
auf Seherbergungsbetriebe und Privatquartiere om 1. 4. 1970 

-in%-

davon ln 

Gemeindegruppe Be"en 
Insgesamt Privat-

Betrieben 
qvortleren 

Großstädte 100 95,4 4,6 
Hellbäder 100 84,2 15,8 
Sonstige Berichtsgemeinden 100 76,4 23,6 

Luftkur- und Erholungsorte 100 45,4 54,6 
Ostseebäder 100 38,8 61,2 
Nordseebäder 100 37,4 62,6 

In den Luftkur- und Erholungsorten halten 
sich - mit einem geringen Übergewicht der 
Privatquartiere - beide Gruppen ungefähr die 
Waage. 

Die meisten gewerblichen Betten 
in den Pensionen 

Das gesamte gewerbliche Bettenangebot verteilt 
sich auf die Betriebsarten wie folgt: 

Fremdenheime, Pensionen, Hospize 
Hotels 
Erholungs· 1md Ferienhelme 
Gasthäuser 
Hellstätten und Sanolorlen 

36 173 Betten (48,0 %) 

25 842 Betten (34,3 %) 

7 255 Betten ( 9,6 %) 
3 896 SeMen ( 5,2 %) 

2 243 Betten ( 3,0 %) 

Den Löwenanteil aller Betten teilen sich also 
Fremdenheime, Pensionen und Hospize sowie 
Hotels mit zusammen 82o/o, 

Auf die Frage, wie sich die Bettenzahl, über 
die die einzelnen Betriebsarten verfügen, auf 
die Gemeindegruppen verteilt, geben die 
folgenden Zeilen Auskunft. Die Betten der 
Hotels sind am gleichmäßigsten auf die 
Gemeindegruppen verteilt. Am schwächsten 
sind die Hotels in Heilbädern (5,3%), am 
stärksten in den Ostseebädern (36,8o/o) ver-

treten. Gasthäuser verfügen in den Ostsee
bädern über 31% ihrer Betten, in Luftleur
und Erholungsorten sowie in den sonstigen 
Berichtsgemeinden über jeweils ein Viertel 
ihrer gesamten Bettenzahl. Wesentlich 
ungleicher gestaltet sich die Verteilung der 
Betten bei den restlichen drei Betriebsarten. 
Heilstätten und Sanatorien haben ihren Schwer
punkt naturgemäß in Heilbädern des Binnen
landes und an der Nordsee. Die Heberber
gungskapazität der Erholungs- und Ferienheime 
befindet sich zu 85% in den Seebädern. 
Fremdenheime, Pensionen und Hospize haben 
sogar über 90o/o ihres Bettenangebots in den 
Seebädern. 

Vormachtstellung der Hotels 
in den Großstädten 

Eine andere Weise der Anteilsberechnung gibt 
auf die Frage Antwort, welchen Betriebsarten 
die Betten in einer bestimmten Gemeinde
gruppe angehören. In den Großstädten vereinen 
die Hotels 88o/o aller Betten auf sich, in den 
sonstigen Berichtsgemeinden sind es nur 8o/o 
weniger. Auch in Heilbädern (39%) und in 
den Luftkur-undErholungsorten (40%) verfügen 
die Hotels über die relative Mehrheit sämt
licher Betten. Nur in den Seebädern werden 
sie von den Fremdenheimen. Pensionen und 
Hospizen übertroffen, deren Bettenanteil in 
den Nordseebädern 63% beträgt, in den Ostsee
bädern bei 56% liegt. Gasthäuser sind in 
nennenswertem Umfang in Luftleur- und 
Erholungsorten (16% der dortigen Betten) sowie 
in den sonstigen Berichtsgemeinden vertreten 
(15%), während Heilstätten und Sanatorien 
in den Heilbädern einen relativ hohen Anteil 
der Betten besitzen (22%) . In den Luftleur
und Erholungsorten erreichen die Erholungs
und Ferienheime ihren höchsten Bettenanteil 
von 16%, in den Nordseebädern beträgt ihr 
Anteil 14% und in den Ostseebädern 9o/o. 

Verlei lung des Bettenongebots auf Betriebsorten in sechs Gemeindegruppen om 1. 4. 1970 
-in%-

Gemeindegruppe Hotels Gasthäuser 
Fremdenheime, Erholungs- und Heilstätten, 

Insgesamt 
Pensionen Ferienhelme Sanatorien 

Großstädte 88,4 4,5 7,1 100 
Hellbäder 38,6 1,2 36,8 1,6 21,9 100 
Luftkur- und Erholungsorte 40,1 16,2 21,7 16,4 5,7 100 

Nordseebäder 16,9 2,1 63,1 13,9 4,0 100 
Ostseebäder 31,6 4,0 55,7 8,5 0,1 100 
Sonstige Berichtsgemeinden 79,3 14,6 4,5 0,9 0,7 100 

Oipi.-Voll<sw. Korlheinz König 
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Die Wohnverhältnisse der älteren Einwohner 
Aus der Gebäude- und Wohnungszählung 1968 
wurden unter anderem auch Angaben über 
die Wohnparteien gewonnen. Eine Wohnpar·tei 
besteht aus den Personen, die in einer 
Wohnung oder Wohngelegenheit gemeinsam 
wirtschaften. Das Erhebungsmerkmal ist 
insoweit mit dem des Haushalts identisch, 
bei den Wohnparteien werden aber im Gegen
satz zu den Haushalten die Personen mit 
mehr als einem Wohnsitz an jedem Wohnsitz 
gezählt, wodurch sich Doppelzählungen ergehen. 
Andererseits wurd n Personen in Anstalts
gebäuden und Wohnheimen nur dann erfaßt, 
wenn sie in eine1 Wohnung lebten, wobei 
unter Wohnungen Wohneinheiten zu verstehen 
sind, die - im Gegensatz zu Wohngelegen
heiten - eine eigene Küche oder Kochnische 
haben und nicht im Kellergeschoß oder in 
Unterkünften liegen. Die bei der Wohnungs
zählung ermittelte Zahl der Personen in 
Wohnparteien entspricht somit nicht der der 
Wohnbevölkerung. 

Für die Wohnparteien wurde festgestellt, 
wieviel Personen sie umfassen, wie alt ihr 
Vorstand ist, wieviel Räume sie jeweils 
bewohnen, in welchem rechtlichen Wohn
verhältnis sie stehen und wie die Wohnungen 
ausgestattet sind. Im folgenden soll besonders 
ein Gesichtspunkt betrachtet werden, nämlich 
das Alter des Haushaltsvorstandes, wenn 
auch nur in der groben Zweiteilung der unter 
und über 65jährigen Vorstände. Wenn selbst
verständlich auch nicht gesagt werden knnn, 
daß alle Angehörigen einer Wohnpartei auf 
derselben Seite der 65 - Jahre-Grenze stehen 
wie ihr Vorstand, so ist es doch wohl gerecht
fertigt, das Alter des Haushaltsvorstandes 
als einen bedeutenden Anhaltspunkt für die 
überwiegende Alterszusammensetzung diE•set 
Wohngemeinschaft zu nehmen. Für die meisten 
Wohnparteien mit einem über 65jährlgcn 
Vorstand wird wohl die Vorstellung zutreffen, 
daß es sich um ältere alleinstehende Personen 
oder Ehepaare, in einigen Fällen auch mit 
Kindern oder anderen Personen, handelt, 
und daß der Haushaltsvorstand Pension ode1· 
Rente bezieht. Die unter 65jährigen Haushalts
vorstände werden m der Regel am Erwerbs
leben teilnehmen, und ihre Wohnpartei wird 
aus jüngeren Menschen und Kindern bestehen. 

Der Einfachheit halber wird im folgenden 
von jüngeren und älteren Haushaltsvorständen 
oder Wohnparteien gesprochen werden, wobe1 
immer eine Wohnpartei mit einem Vorstand 
unter oder über 65 Jahren gemeint ist. 

Wegen der steigenden Lebenserwartung und 
des wachsenden Anteils der älteren Bevölkerung 
an der Gesamtpopulation gewinnen alters-

bedingte Probleme in unserer Gesellschaft 
immer mehr an Bedeutung. Für viele ältere 
Menschen, die an das Haus gebunden sind, 
stellt die Wohnung den Lebensmittelpunkt dar. 
Es werden Wohnungen gebraucht, die filr 
ältere Bürger geeignet sind, denn nur ein 
kleiner Teil der älteren Bevölkerung kann in 
Heimen untergebracht werden. 

Dieses Problem ist inzwischen weitgehend 
erkannt. In zunehmendem Maße bedürfen daher 
nicht nur junge Ehepaare, kinderreiche 
Familien und Körperbehinderte, sondern auch 
alte Menschen der Wohnungsförderung. Nicht 
nur für jüngere Wohnparteien, besonders, 
wenn Kinder vorhanden sind, stellt eine gut
ausgestattete Wohnung eine Lebenserleichterung 
dar, sondern auch für ältere. Jedoch sind 
jüngere Menschen, gerade, wenn sie sich 
beruflich festigen wollen, gefühlsmäßig noch 
nicht so stark an ihre Wohnungen gebunden 
wie ältere Menschen und deshalb umzugs 
freudiger. 

Es ist offensichtlich, daß alte Bürger in 
Wohnungen, die sie bereits seit Jahrzehnten 
bewohnen, durch fehlende AufzUge, WCs 
außerhalb der Wohnung, Mangel eines Bades, 
Transport von Brennmaterial und Müll stärker 
belastet werden als jüngere Menschen. Im 
folgenden soll gezeigt werden, wie es :;ich 
mit den Wohnverhältnissen der Parteien mit 
einem älteren Vorstand in Schleswig-Holstein 
im Jahre 1968 verhielt. 

Wohnverhältnis 

In Schleswig-Holstein wurden insgesamt 
864 000 Wohnparteien ermittelt. Von diesen 
hatten 221 000 (25 , 6o/o) einen Vorstand, der 
65 Jahre und älter war. Vergleichsweise 
betrug der Anteil der über 65jährigen an 
der Gesamtbevölkerung 16o/o. Die Gruppe mit 
einem unter 65 Jahre alten Vorstand umfaßte 
643 000 Wohnparteien (74,4o/o). 

Ein bedeutender Gesichtspunkt In der Gliede
rung des Materials ist die rechtliche Seite 
des Wohnverhältnisses, nfimlich Eigentum, 
Miete und Untermiete. Es werden noch zwei 
weitere Gruppen unterschieden, obwohl diese 
nicht auf dem Wohnrechtsverhältnis beruhen, 
nämlich danach, ob die Wohnpartel in einer 
Wohngelegenheit oder in einer Unterkunft 
wohnt, beides Wohnformen, die qualitativ 
den durchschnittlichen Ansprüchen an eme 
"Normalwohnung" mehr oder weniger unter
legen sind. 

Die Mieter stellen durchweg mehr als die 
Hälfte aller Wohnparteien (siehe auch die 
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Wohnparteien 1968 noch dem Alter der Vorstände und der Unterbringungsort 

davon 

Wohnpartelen 
Vorsrand jünger ols 65 Johno insgesamt Vorstand älter als 65 Johre 

An<tohl ln% Anzahl ln% 

von Sp. 1 von Sp. 1 

Mieter 

Ergentümer 

492 425 132 046 26,8 360 379 73,2 

318 525 75 541 23,7 242 984 76,3 

Untermieter ln Wohnungen und Wohngelegenhellen 

Wohnportelen in Wohngelegenheiten (ohne Untermieter) 

Wohnportelen in UnterkUnften 

33 079 7 322 22,1 25 757 77,9 

10 056 3 542 35,2 6 514 64,8 

10 218 2 787 27,3 7 431 72,7 

In sgeS<JIIt 8643)3 221 ZE 25,6 643065 74,4 

zweite Tabelle). Unter den jüngeren sind es 
56o/o, unter den älteren 60%. Beachtlich groß 
ist allerdings auch die Gruppe der Eigentümer, 
die sich, umgekehrt wie bei den Mietern, 
bei den jüngeren Wohnparteien auf den etwas 
höheren Anteil von 38o/o stellt und bei den 
älteren auf 34%. Unter den jüngeren gibt 
es vergleichsweise weniger Mieter und mehr 
Eigentümer als unter den älteren Wohn
parteien, wenn auch die Unterschiede nicht 
sehr bedeutend sind. 

Die drei weiteren Gruppen dieser Unter
gliederung (Untermieter, Mieter in einer 
Wohngelegenheit, Wohnparteien in Unter
künften) umfassen zusammen nur den kleinen 
Anteil von 6,2%, wobei die Untermieter mit 4% 
unter den jüngeren und 3,3% unter den älteren 
noch die größte Gruppe bilden, gegenüber 
den Wohnparteien in Wohngelegenheiten und 
Unterkünften, die mit je 1% bis 2o/o nicht mehr 
ins Gewicht fallen. 

Der einzige bemerkenswerte Unterschied 
zwischen älteren und jüngeren Wohnparteien, 
nämlich in Bezug auf den Anteil der Mieter 
und Eigentümer, mag daraus erklärt werden, 
daß wir uns seit einiger Zeit in einer Phase 
befinden, in der der Besitz eines Eigen-

heimes von immer mehr Menschen angestrebt 
und erreicht wird. Daraus ergibt sich, daß 
die jungen Wohnparteien, die in der Regel 
zu einem späteren Zeitpunkt als die älteren 
Haushalte ihre Wohnungsfrage gelöst haben, 
relativ häufiger Eigenheimbesitzer sind, e 
Größe der Wohnparteien 

Es läßt sich ein weiterer Gesichtspunkt ein
führen, nämlich die Größe der Wohnparteien 
nach der Personenzahl, wobei wieder zwischen 
älteren und jüngeren Wohnparteien unter
schieden wird. Bei den Einpersonen-Woho
parteien wurde zusätzlich das Geschlecht 
ermittelt. Zur besseren Übersicht wurden 
hier jedoch die männlichen und weiblichen 
Einpersonen-Haushalte zusammengefaßt. 

Es zeigt sich ein fundamentaler Unterschied 
in Abhängigkeit vom Alter des Haushalts
vorstandes. Während 62% der jungen Wohn
parteien 3 und mehr Personen umfassen, 
sind es von den älteren nur 14%. Der Ausgleich 
liegt in den kleinen W ohnparteien, besonders 
denen der Alleinstehenden. Von den jüngeren e 
gehören dazu nur 14%, von den älteren 
dagegen 44%. 

Ältere und 1üngere Wohnparteien noch der Unterbringungsort und der Personenzahl 

Wahnportelen davon in% (der Spalte I) 

Größe Alter des 
der Wchnpartel Vorstondes I Eigen- Unter-

in einer 
fn e1ner 

Insgesamt "' Mieter 
tümer mleter 

Wahn-
Unteri<unft 

gelegenhel t 

Zusarnrnen älter 221238 700 59,7 34,1 3,3 1,6 1,3 
jünger 643 065 100 56,0 37,8 4,0 1,0 1,2 

dovon mit 

I Person älter 96 722 43,7 68,1 21,3 6,5 2,8 1,3 
jünger 91 761 14,3 58,8 16,8 19,6 3,3 1,4 

2 Personen älter 93 610 42,3 57,9 39, 1 1,0 0,8 1,3 
1ünger 153 070 23,8 61,5 34,4 2,1 0,9 1,1 

3 und mehr Personen älter :l) 906 14,0 39,0 ~.2 0,3 0,4 1,1 
jünger 398 234 61,9 53,3 43,9 1,1 0,5 1,1 

--
I) älter = 65 Johre und öl ter 

1ünger = Jünger als 65 Jahre 
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Von den Gruppen, die sich in der zweiten 
Tabelle durch Kombination der Unterbringungs
art und der Person nzahl ergeben, sind eimgc 
im Vergleich zwischen älteren und jüngeren 
Wohnparteien nennenswert. So sind z . B. 20% 
aller jüngeren, aber nur 7o/o der älteren 
Wohnparteien alleinstehende Untermieter, was 
sich durch den Standardfall der Studenten, 
Lehrlinge und jungen Berufstätigen erglbt, 
die das Elternhaus eben verlassen haben, 
aber noch keine eigene Wohnung besitzen. 

Die eingangs aufgestellte Behauptung, ältere 
Wohnparteien seien relativ seltener Eigen
tümer als jüngere, muß durch die Gliederung 
nach der Person nzahl der Wohnparteien 
ergänzt werden und führt dadurch zu weiteren 
Erkenntnissen: Wie die Spalte 4 der zweiten 
Tabelle deutlich zeigt, wohnen ältere Wohn
Parteien aller Gr ßen jeweils häufiger im 
Eigentum als die entsprechenden jüngeren 
Wohnparteien. Die Unterschiede reichen von 
5 Punkten bei den Parteien mit einer Person 
und zwei Personen, bis zu 15 Punkten bei 
den Parteien mit drei und mehr Personen, 
aber immer zugunsten der älteren. Der 
scheinbare Widerspruch zu der Aussage über 
die Gesamtheit aller Wohnparteien (obere 
zwei Zeilen der Tabelle) erklärt sich aus 
den verschiedenen Anteilen der Größenklassen 
an den jüngeren und älteren Wohnparteien, 
von denen oben die Rede war, in Verbindw1g 
mit der Tatsache, daß der Anteil der Eigen-

tümer wesentlich von der Größe der Wohn
partei abhängt. Die Größe der Wohnpartei 
ist offensichtlich das für die Form des 
Wohnrechts eigentlich relevante Merkmal. 
Von sämtlichen Alleinstehenden sind nur 20o/o 
Eigentümer, von sämtlichen Zweipersonen
Haushalten sind es schon 36%, aber von 
sämtlichen Wohnparteien mit drei und mehr 
Personen sind es 45%. Das Bild macht diese 
Zusammenhänge augenfällig. 

Wohnungsgröße 

Für die einzelne Wohnpartei ist neben anderen 
Merkmalen, z. B. der sanitären Ausstattung, 
die Größe der Wohnung von Bedeutung. Sie 
wird hier an der Zahl der bewohnten Räume 
gemessen. Dazu muß erwähnt werden, daß 
für die Wohnungszählung ein Raum mindestens 
6 qm groß sein mußte, um als solcher gezählt 
zu werden, und daß wohl KUchen, nicht aber 
Badezimmer oder andere Nebenräume dazu
gehören. Ferner sei noch einmal an d1e 
emgangs hinsichtlich der "Wohnung" genannten 
Voraussetzungen erinnert. Das Merkmal der 
Wohnungsgröße kann für die Parteien, die 
zur Miete wohnen, mit dem Merkmal Größe 
der Wohnpartei kombiniert werden. Für die 
Eigentümer und die weiteren Gruppen der 
Wohnparteien (Untermieter und in Unterkünften 
lebende Haushalte) ist eine derartige Betrach
tung jedoch nicht möglich, da das statistische 

0- 4259 Die Eigentümer unter den Wohnparteien 1968 
noch Große der Wohnpartei und Alter des Haushaltsvorstandes 
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Ältere und jüngere Mieterwohnparteien noch der Roumzohl und der Personenzahl 

Größe Alter des 
1 

Mo eterwohnportelen davon on% in Wohnungen mit • •• Räumen 
der Wohnpartei Vorstondes 

Insgesamt % 2 3 4 und mehr 

Alle älter 132 0.46 100 3,1 16,1 47,0 33,9 
jünger 3fJJ '!19 100 1,1 6,6 32,9 59,3 

davon m1t 

1 Person 

2 Personen 

3 und mehr Personen 

1) öl !er = 65 Jahre und älter 

jünger = jünger ol s 65 Jahre 

älter 65 827 

llinger 53 920 

älter 54 169 

iünger 94 193 

älter 12 05) 

jünger 212 266 

Material in dieser Hinsicht nicht tief genug 
gegliedert ist. 

Auf eine ältere Mieterpartei kommen etwa 
drei jüngere. Ein Blick auf die Verteilung der 
Mieterparteien insgesamt auf die Wohnungs
größen (obere zwei Zeilen) zeigt, daß 
prozentual dreimal mehr ältere Haushalte 
in einer Wohnung mit nur einem Raum 
wohnen als jüngere. Auch in Wohnungen mit 
zwei und drei Räumen ist der Anteil der 
älteren erheblich größer. Erst bei den 
Wohnungen ab vier Räumen zeigt sich eine 
bemerkenswerte Umkehrung zugunsten der 
jüngeren Wohnparteien. Rund 60o/o von ihnen 
gegenüber 34o/o der älteren verfügen über 
derartige größere Wohnungen. 

Dieses Ergebnis stimmt mit der Feststellung 
überein, daß jüngere Haushalte viel häufiger 
mehr Personen umfassen als ältere, während 
die älteren Wohnparteien häufiger nur aus 
ein oder zwei Personen bestehen. Die Hälfte 
der älteren Mieterhaushalte zählt zur Kategorie 
der Einpersonen-Wohnparteien. Von den 
jUngeren zählt nur etwa jeder siebente Haushalt 
dazu. Auch an den Zweipersonen-Wohnparteien 
stellen die älteren mit etwa 40o/o einen erheb
lich größeren Anteil als die jüngeren mit 26o/o. 
Zu der größten Mietergruppe, nämlich den 
Wohnparteien mit drei und mehr Personen, 
gehören jedoch viel mehr von den jüngeren 
(etwa 60o/o) als von den älteren (9o/o) Wohn
parteien. 

Mit der Größe der Wohnpartei erhöht sich 
auch die Zahl der bewohnten Räume. Inter
essant ist die Feststellung, daß zwischen 
älteren und jüngeren Wohnparteien gleicher 
Größe keine nennenswerten Abweichungen 
bestehen in Bezug auf die Anteile der ver
schiedenen Wohnungsgrößen, daß dagegen 
diese Anteile sehr wohl verschieden sind, 
wenn man sie für die Gesamtheit der älteren 

49,9 5,6 26,1 46,6 21,6 

15,0 5,5 25,2 45,8 23,5 

41,0 0,6 7,0 51,8 40,7 

26, I 0,7 6,0 46,6 46,7 

9,1 0,2 2,2 27,4 70, I 

58,9 0,2 2,2 23,5 Z3,9 

und jüngeren Wohnparteien errechnet (obere a 
zwei Zeilen der Tabelle). Hier zeigt sich • 
ein ähnliches Gewichtungsphänomen wie bei 
den Merkmalen Rechtsform und Haushalts
größe. Der erste Eindruck, daß nämlich 
ältere Wohnparteien relativ häufiger kleine 
und seltener große Wohnungen haben, täuscht, 
mindestens, was das Ausmaß dieser Erschei
nung betrifft. Entscheidend ist eigentlich 
wieder die Größe der Wohnpartei, und die 
darin bestehenden starken Unterschiede 
zwischen älteren und jüngeren Haushalten 
schlagen auf das mit der Personenzahl 
verbundene Merkmal, nämlich die Wohnungs
größe, durch. 

Die Trennung der drei Hauptbereiche des 
W ohnens nämlich Essenbereitung, Schlafen , . . 
und übriges Tagesleben, in mmdestens dre1 
Räume ist unabhängig von der Personenzahl 
der Wohnpartei für 81% der älteren und 
92o/o der jüngeren Haushalte die Norm. Einen • 
nennenswerten Anteil von Wohnungen mit 
nur zwei Räumen, wobei also der Wohnteil 
entweder mit dem Schlaf- oder mit dem 
Küchenteil zusammengelegt ist, findet man 
mit rund 25% nur bei den Alleinstehenden. 
Wohnungen mit nur einem Raum sind recht 
selten, sogar von den Einpersonen-Haushalten 
wohnen nur 5o/o in solchen, und zwar gleicher
maßen ältere wie jüngere. 

Das Merkmal Raumzahl erbringt bezüglich 
der hier beabsichtigten Untersuchung der 
Wohnverhältnisse der älteren im Unterschied 
zu denen der jüngeren Wohnparteien keine 
Erkenntnisse außer der bereits gegebenen 
Warnung, aus der Gesamtverteilung nicht zu 
falschen Schlüssen zu gelangen. 

Ausstattung 

Die Qualität einer Wohnung wird wesentlich 
von der sanitären Ausstattung bestimmt; Bad, 
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WC und die Art der Heizung sind hier 
entscheidend. Die Wohnungen wurden in dieser 
Erhebung nach vier Ausstattungsmerkmalen in 
fünf Gruppen unterteilt, und zwar 

1. mit Bad, WC und Sammelheizung 

2. mit Bad und WC, 
aber ohne Sammelheizung 

3. ohne Bad, mit WC in der Wohnung 

4. ohne Bad, mit WC im Gebäude 

5. sonstige (meist schlechtere Ausstattung) 

Die qualitativ am besten ausgestattete Wohnung 
enthält die Einrichtungen der ersten Ausstat
tungsstufe. Die letzte Gruppe der" sonstigen" 
umfaßt Wohnparteien, die nur über eine 
schlechte oder uneinheitliche Ausrüstung ver
fügen. Hier dürfte es sich zum großen Teil 
um alte Wohnungen handeln, deren Ausbau 
nicht mehr lohnt, und um Wohnungen in 
ländlichen Gebieten. 

Die Qualität der Walmeinheit wurde statistisch 
kombiniert mit der Größe der Wohnpartei und 
mit dem Merkmal Mieter/Eigentümer. 

Von den jüngeren Haushalten sowohl der 
Mieter als auch der Eigentümer lebte der 
größte Teil in Wohnungen der besten Aus
stattungsstufe. Von den Eigentümern waren 
es nahezu 50%, von den Mietern 34o/a. Auch 
die relative Mehrheit der älteren Eigentümer
haushalte (3lo/a) hatte den Vorteil der gleichen 
Wohnungsqualität, während die Mehrheit der 
älteren Mieter, nämlich 26%, der zweiten 
Ausstattungsstufe zuzurechnen war. wogegen 
sich nur 21% von thnen in Wohnungen der 
ersten Stufe befanden. 

Auch in der zweiten Ausstattungsstufe i.iber
wiegen noch die Anteile der ji.ingeren Wohn
parteien gegenüber denen der älteren. 70% der 
jüngeren und 50o/o der älteren Wohnparteien 
gehörten zusammengenommen den ersten 
beiden Ausstattungsstufen an. Die jüngeren 
Parteien waren also besser ausgestattet. 

Die zur dritten und vierten Ausstattungsstufe 
zählenden Haushalte müssen auf das Bad in 
der Wohnung verzichten. Ein Teil von diese>n 
hatte jedoch WC in der Wohnung, der andere 
Teil WC lediglich im Gebäude. Es zeigt sich, 
daß 39% der älteren Mieterhaushalte, aber 
nur 24% der jüngeren, und 20% der älteren 
Eigentümer-Haushalte, aber nur 9% der 
jüngeren, in derartig ausgestatteten Wohnungen 
lebten. Diese Aussagen scheinen nicht, wie 
die beiden Globalaussagen nach der zweiten 
und dritten Tabelle, eine statistische Täuschung 
zu sein, jedenfalls zeigt sich kein weiterer 
Faktor. der hier wieder der eigentlich 
bestimmende sein könnte. Wenn man die 
Abhängigkeit der sanitären Ausstattung vom 
Baujahr des Hauses bedenkt, weil die Ein
richtungen der Stufen 1 und 2 erst in den 
letzten Jahrzehnten zur Selbstverständlichkeit 
geworden sind, so erscheint die aus den 
Zahlen sprechende Benachteiligung der älteren 
Wohnparteien auch plausibel. Sie findet sich 
nicht nur in den Untergruppen der Mieter 
und Eigentümer, ebenso wie in der Total
masse, sondern auch in der Gliederung nach 
der Personenzahl. 

Die Betrachtung der Kombinationen der Größe 
der Haushalte und deren Ausstattung führt zu 
der Erkenntnis, daß größere Wohnparteien 
zu einem höheren Prozentsatz der besten 

Altere und jÜngere M•eter- und E gentümerwohnp rieten noch Ausstattung der Wohnung und Personenzahl 

davon Ausstattung ln 'lL 
GroBe der Wohnp ortet 

v:~:~::;:s l 
Mteter- und 
Eigentümer- mit Bod und WC ohne Bad mtt WC 

Wohn.",.rhöl '"' • Wohnportet,.n m 1 ohne tn der Im Sonstige 

Sammolhel Lung Wohnung Gebäude 

Wohnparteien mit 

1 Person &ller 86 428 2(1,4 21,9 22,2 18,2 17,3 
jünger 69 376 30,1 25,8 15,6 15,4 13,0 

2 Personen älter 90800 2t,l 27,3 17,1 JJ,6 17,9 
jÜnger 146 782 3<.,5 30,2 11,4 9,6 12,2 

3 und mehr Personen älter 30 359 3 .2 29,6 12,2 5,8 20,2 
junger 387 205 4 ,3 30,9 7,9 5,6 12,3 

Alle öher XJ7 :137 24,6 25,4 18,0 14,0 18,0 
jünger 603 363 4J,1 ~.1 9,6 7,7 12,4 

davon M1eter ölt er 132 046 2 ,2 26,3 19,5 18,9 14,1 
jünger 360 379 34,4 31,2 11,5 11,7 11,2 

Eigentümer älter 75 541 3!. ,7 23,9 15,4 5,3 24,7 
jünger 242 984 4ll,6 28,5 6,9 1,8 14,1 

1) älter : 65 Jahre und öl rer 
jünger = jünger ol s 65 Johr 
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Ausstattungsstufe angehören. Besitzen die 
älteren Einpersonen-Wohnparteien zu 42o/o den 
Ausstattungsstandard der ersten beiden Stufen, 
so sind es bei den älteren Zweipersonen
Wohnparteien bereits 53% und bei den älteren 
Haushalten mit 3 und mehr Personen schon 
62%. Noch günstiger stehen sich bei diesem 
Vergleich die jüngeren Wohnparteien. 

In den gutausgestatteten Wohnungen leben von 
den 3-und-mehr-Personen-Wohnparteien also 
größere Anteile als von den Alleinstehenden, 
die dafür häufiger als die größeren Haushalte 
mit den minderen Stufen (ohne Bad) vorlieb
nehmen müssen. In allen Gruppen aber besteht 
zwischen jüngeren und älteren Haushalten 
dieselbe Abstufung: die jüngeren sind in 
günstigen Gruppen häufiger, die älteren in 
ungünstigen Gruppen. 

Es scheint zum gesicherten Ergebnis dieser 
Untersuchung zu gehören, daß Haushalte mit 
einem Vorstand über 65 Jahren durchschnittlich 
in weniger gutausgestatteten Wohnungen leben 
als die mit einem jüngeren Vorstand. Die 
Unterschiede sind allerdings nur fein, es 
handelt sich jeweils nur um einige Prozent
punkte Abstand. Den ungünstigsten Stand haben 
die älteren Alleinstehenden (darunter zahl
reiche Altenteiler in der Landwirtschaft?): 
hier allein wohnt die knappe Mehrheit von 
22,2% in Wohnungen ohne Bad, aber mit 
WC in der Wohnung, während die Anteile 
der besseren Stufen 1 und 2 mit 20,4% und 
21,9% etwas geringer sind. Nur diese älteren 
Alleinstehenden wohnen zu weniger als der 
Hälfte in den guten Wohnungen der ersten 
beiden Stufen, nämlich nur zu 42o/o, wogegen 
dieser Anteil bei allen anderen Gruppen der 
Tabelle über 50% liegt. 

o-mo 

' 40 

Sanitäre Ausstattung 
der Mieter-und Eigentümerhaushalte 1968 

Ein Blick auf das Bild zu diesem Thema • 
läßt erkennen. daß die älteren Wohnparteien 
sich ungefähr zu gleichen Anteilen auf die 

30 

20 

10 

r Haushallsvorstand 6S Jahre und IIter 
fünf Ausstattungsstufen verteilen. Man kann 
sagen, im Hinblick auf diese Teilmasse der 
älteren Haushalte seien die statistischen 
Gruppen, r!ämlich die Ausstattungsstufen, 
sinnvoll gebildet worden. Für die jüngeren 
Haushalte gilt dies durchaus nicht: sie finden 
sich in den beiden ersten Stufen erheblich 
stärker vertreten als in den drei letzten. 
Ursache dieser ungleichen Verteilung ist 
vermutlich, daß unter den jüngeren Haushalten 
diejenigen stark überwiegen, die erst in 
jüngerer Zeit, mit höheren Ansprüchen und 
unter größeren Aufwendungen ihre Wohnung 
gefunden haben. 
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Erliiuterungen 

Die Quelle Ist nur bel Zahlen v•merkt, die nicht aus dem Statistischen Londuamt stammen 

Dlfferenun zwischen Gesamto:ahl und Summe der Tellzahlen entstehen durch 
unobhanglge Rundung; allen Rechnungen liegen die ungen.ondeten Zahlen zugrunde. 

Bel Größenklassen bedeutet x. B. "1-5": "1 bos unter 5". 
Zahlen ln ( ) hoben elngeschrilnkte Aussogefählgkelt, 

p • vorliluflge, r • b•lchllgte, s • geschiltxte Zahl, D • Durchschnitt. 
- • Zahlenwert genou Null 
0 • Zahlenwert größer als Null, aber kleiner ols die Hillfte der verwendeten Einheit 

.. Zahlenwert aus sachlichen oder technischen Gründen unbekannt 
oder aus onderen Gründen nicht eingesetzt, 
Angabe nach der Bezeichnung des betreffenden Tobellenfaches sinnlos 

.... Zahlenwert noch nicht bekannt 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
23. Jahrgang 11 rt 7 Jull 1971 

Schleswig-Holstcin im Zahlenspiegel 

Monats- und Vierteljahreszahlen 
1965 1970 1970 

Monats-
März April Mal durchschnitt 

Bcvolkc rung und Erwt:rbstacigkt:it . 
BevOikeruna am Monatsende l 000 2 42 

+ 
2 567 2 561 2 564 ... 

Natürliche BeVOikerunesbeweiiJne 
*Eheschließungen Anuhl 1 78 I 548 1 569 1 202 1 859 
• Je I 000 Einw. und 1 Jahr 8, 7,2 7,2 6,9 8,5 

• Lebcndgeborene Anzahl 3 72 2 930 3 276 2 697 3 108 
• je I 000 Einw. und I Jahr 18, 13,7 15,1 15,4 14,3 

*Gestorbene (ohne Totgeborene) An:tahl 2 49 2 749 2 849 2 262 2671 
• je I 000 Einw, und I Jahr 12,4 12,8 13,1 12,9 12,3 
• d:lrontcr im ersten Le nejahr Anzahl 7 65 82 71 69 
• je 1 000 Lebendgeborene 20,Z 22,2 25,0 26,3 22,2 

• Oberschuß der Geborenen Anuhl 1 231 181 427 435 437 • • je 1 000 Einw, und 1 Johr 6,1 0,8 2,0 2,5 2,0 

Wanderuneen 
•Ober die Landcegrenze Zug zogene Anzahl 7 894 8 382 7 3581 9 453 9 583 
•Ober die Landesgrenze For1.gezogenc Anzahl 6 151 e 381 5 940 7 035 7 119 

•Wnnderungsgew!nn 
1 

Anzahl 1 543 2 001 
1 4181 

2 418 2 464 
•Inne•·ha1b dos Lnndes Umgezogene ) Anzahl 9 641 9 788 8 717 10 916 9 873 

WanderungsfiUle AnzAhl 23 487 24 651 22 015 27 404 26 57f> 
Je 1 000 Einw. und 1 Jahr 164 161 141 182 167 

Arbei tslage 
•Arbeitslose I 000 8 8 12 7 6 

darunter •MAnner 1 000 6 5 8 3 3 

Of!ene Stellen 1 000 19 24 26 29 29 
d:lruntcr rar l\tlnner 1 000 10 15 15 17 17 

l and\\ rtschafr 

VIehbestand 
•Rindvieh (einschlloßlich Kli ber) 1 000 1 3 sa 1 40-f 

d:lrunter •MllclUdlhc I 000 5 • 496
8 

•Schweine 1 000 1 71 a 1 7748 I 673 
darunter •Zuchtsau~n I 000 Jcs• 183

8 
176 . 

darunter *trllchUg I 000 1oa• 112° 109 . 
hlachtuneen wn Inlandtieren 

*Rind<>r (ohne Klllbcr) 1 000 St. 34 30 34 35 
• Killher I 000 St. 3 3 4 3 3 
•Schweine I 000 St. 1 eb 200 195 187 184 

darunter •Hnuaachlsch ungen I 000 Sl. 9c 10 6 3 

• Schlachtmenaen " aus gewerblichen Sch achtungen 
(ohne Genoge1) 1 000 t 17,7 25,9 24,0 24,5 2ö,2 

darunter •RJnder (ohne Kllb~>rl I 000 t 4, 8,3 7,0 8,1 8,7 
•KAlber I 000 t 0,2 0,2 0,3 0,2 0,2 
•Schweine I 000 t 12, 17,4 16,7 16,2 16,3 

Durchschnittliches Schlachteewicht lur 
Rinder (ohne Kllber) kg 2 8 241 241 242 248 
Kilb er kg 1 61 61 1 59 58 
Sch10cinc (ob Jnn. 1971 neu Bcrechnungsgrundlage. 
Vergleichbarkeit mit !rOh rcn Zahlen eingeschrlinkt) kg 87 91 90 90 90 

Cellugel 
3 Eingelegte Bruteier ) 

•rar ~egehcnncnkOken I 000 5 3 497 771 G28 487 
•ror MasthOhnerkllken I 000 4 3 911 843 1 059 1 007 

*GefiOgelfieisch 41 
I 000 kg 3 2 803 923 823 775 

• M1l cherzeueuna 1 000 t I 9 178 219 231 237 
darunter •an Molkereien und lllnd1er geliefert r. 0 92 ll1 92 93 

• ~•1llchlcistung Je Kuh und 1 ag kg I ,6 ll,6 14,0 15,2 15,2 

;j";j;d von allen Statisllsch<>n Landesämtern im "7.ahlenspiegcl" veror entlieht 
+) vorUiu!igea Ergebnis (Forts hreibung der WohnbcvOlkcrung auf d n 26, 5. 1970 • Tag vor der Volkszo~hlung) 
1) ohne Innerhalb der Gcmclnd Umgezogene 2) eins !ll c lieh Schluht!ctte, jedoch ohne lnncrclo n 
3) in Bet rieben mlt einmn FassungsvermOgen von I 000 und mehr Eiern 

Febr, 

... 

I 024 
5,2 

2 756 
13,9 

2 445 
12,3 

39 
14,2 

311 
1,6 

7 606 
5 004 

2 602 
8 737 

21 347 
152 

13 
7 

23 
14 

28 
a 

198 I 
15 

21,7 
6,6 
0,2 

14,8 

242 
62 

81 

659 
486 

Gl9 

168 
91 

12,2 

4) aus Schlschtungrn inlllndischen Genogcls in Schlachter icn mJ einer Schlnchtkapnutllt von 2 000 und mehr Tieren 
a) Dezember b) Wlnt rhn1bJahr 1965/66"' 18 c) W ntcrhalbJahr 1970/71 • 16 

1871 

Mllrz Aprll 

... ... 

1 478 1 ... 
6,7 ... 

3 259 ... 
14,8 . .. 

2 919 ... 
13,3 ... 

72 ... 
22, 1 ... 
340 ... 
1,5 ... 

8 948 ... 
6 457 ... 
2 491 ... 
9 954 ... 

25 359 ... 
161 ... 

10 8 
6 4 

25 26 I 
15 15 

I 704 
178 
111 

33 30 
4 4 

209 19~ 1 
12 

24,2 23,1 
8,0 7,4 
0,2 0,3 

16,0 lli,4 

244 247 
63 64 

81 81 

'164 G79 
867 973 

828 345 

210 ns 
92 92 

13,7 15,2 

Mai 

. .. 

... . .. 

... 

. .. 

... 

. .. 

. .. . .. 

... 

. .. 

. .. 

. .. 

. .. 

. .. 

... 

.. . 

6 
3 

26 
15 

. 

. . 

26 
3 

184 
5 

21 ,3 
6,3 
0,2 

14, 7 

240 
68 

82 

585 
992 

617 

244 
93 

16 ,0 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1965 1970 1970 1971 

Monats-
März April Mai Febr. März April Mai 

durchschnitt 

I ndustric und Handwerk 

Industrie 51 

*Beschäftigte (einschließlich tätiger Inhaber) 1 000 178 191 190 190 190 191 191 191 190 
darunter *Arbeiter 6) I 000 140 145 145 144 144 144 144 144 143 

*Gelelst<'te Arbeiterstunden Mill. 23 24 24 25 24 23 25 24 23 
•H.öhne (brutto) Mill. DM 98,8 157,2 143,7 149,1 151,2 164,4 167,8 169,9 166,8 
*G ehll.lter (brutto) Mill. DM 37,5 66,6 61,2 61,6 63,0 69,1 70,7 71,6 72,7 

* Kohleverbrauch 1 OOOtSKE
7

) 64 33 37 36 35 26 30 29 34 
*G a.sverbrauch 1 000 cbm 8 869d 23 914 23 467 23 486 24 961 28 417 28 818 27 543 25 129 
*Heizlllverbrauch 1 000 t 77 95 90 9S 89 101 118 95 as 
*Stromverbrauch Mill. kWh 118 157 150 160 157 157 169 162 159 
*Stromerzeugung 

(gesamte industrielle Eigenerzeugung) Mill. kWh 36 37 35 37 39 34 36 33 30 

*Umsatz (ohne Umsatzsteuer)
8

) Mill. DM 746 1 070 1 025 1 127 1 008 1 077 1 261 1 197 I 067 
darunter *Auslandsumsatz Mlll. DM 92 144 196 149 134 133 226 137 132 

Produktionsindex (ohne Bauindustrie und 
ohne Offentliehe Energieversorgung) 1962=100 116 162 166 168 187 173 166 185 183 

Steine und Erden 115 144 80 153 176 121 118 161 192 
Elsen-, Stahl- und Temperguß 114 123 136 130 139 104 111 121 117 
Chemische Erzeugnisse 209 455 590 551 640 558 515 658 513 
Papiere und Pappen 110 147 135 143 r 134 146 136 127 117 

Stal\lbauerzeugnlase 120 191 178 192 219 191 178 208 217 
Maschinenbauerzeugnisse 108 140 134 146 162 143 133 150 148 
Wasserfahrzeuge 110 152 162 160 173 !53 169 164 163 

Elektrotechn!Hche Erzeugnisse 121 287 300 267 291 383 336 370 376 
Felnm echo.nische und opUsehe Erzeugnisse 130 136 142 129 186 146 143 154 184 
Eisen-, Blech- und Metallwaren 141 208 (189) (200) (232) 205 186 193 197 

Druckereierzeugnisse 115 252 277 280 317 266 282 317 315 
Texlilien 110 115 119 114 129 133 129 138 140 
Bekl<>ldung 101 106 128 122 125 112 109 108 111 

Saßwaren 109 83 67 76 76 102 82 85 83 
!'.111ch und Milcherzeugnisse 109 119 147 153 168 116 131 154 170 
Fleisch und Fleischerzeugnisse 134 188 194 216 213 195 194 181 186 

außerdem Produkti,onsindex rar die Bauindustrie 107 126 85 140 174 121 102 154 ... 

Handwerk (MeßziUern) 
91 

*Beschäftigte (Ende des Vierteljahres) 30.9.1962•100 96 96 94 

•Umsatz (einschließlich Umsatzsteuer) Vj. -D 1962~100 151 111 130 
darunter *Ilandwerksumsatz Vj. -D 1962"100 155 112 130 

Öffcntl ich<: Energieversorgung . 

* Stromerzeugung (brutto) Mlll. kWh 141 219 226 222 190 310 363 224 247 

Stromverbrauch (einschließlich Verluste) Mill. kWh 279 449 464 445 402 488 537 469 431 

Gaserzeugung (brutto) Mill. cbm 20 16 22 18 13 22 25 19 13 

B.IUwi rtschafr und \'Q'ohnungswe~en 

Bauhauptgewerbe 101 

•Beschäftigte (einschließlich tätiger Inhaber) Anzahl 67 971 62 480 60 811 62 706 63 135 60 498 61 432 61 849 ... 
"Geleistete Arbeitsstunden 1 000 9 534 8 238 5 373 9 737 9 874 7 325 7 046 9 234 ... 

darunter rur 
*Wohnungsbauten 1 000 3 960 3 414 2 319 4 018 4 032 3 181 2 962 3 921 ... 
•öffentliche und Verkehrsbaut<>n 1 uoo 3 978 3 616 2 102 4 275 4 437 2 735 2 690 3 653 ... 

*Löhne (brutto) Mill. DM 50,0 66,1 38,6 70,2 79,9 58,7 56,1 77,4 ... 
*Oehölter (brutto) Mill. DM 4,1 7,0 6,2 6,3 6,9 6,9 7,2 7,3 ... 
*Umsatz [ab 1970 ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 147,6 176,7 94,4 110,1 126,9 134,0 162,3 165,0 ... 

"I wird von allen Statistischen Landesämtern im "zahlenspiegel" veröffentlicht 
5) Betriebe mit Im allgem<>lnen l 0 und mehr Beschllftigten ohne Bauindustrie und ohne öJ'fentllche Gas-, Wasser- und Elektrlzltl!tsworke 
6) eloschließl.lch gewerblicher Lehrlinge 
7) eine t Steinkohleeinheit (SKE) = 1 t Steinkohle oder -briketts c 1,03 t Steinkohlenkoks ~ 1,45 t Braunkohlenbriketts 
8) ohne Umsatz in Handelsware und ohne Erlöse aus Nebengeschärten 91 ohne handwerkliche Nebenbetriebe 
10) nach det' Totalerhebung hochgerechnet d) ohne Erdgas und Erdölgas 



noch: Monats- und Vicrccljahrcszahlcn 

106 1970 1970 1971 

Monats-
März April Mai Febr. März April Mai 

durchschnitt 

noch: Bauwircsch;~fc und \X'ohnung:;wc~n I 
Bauaenehmlgunaen 

•Wobngcbliude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 
I ~ .~ I 884 863 I 152 1 014 698 I 0$4 990 948 

cbi'Uilter •Ein- und ZweltnmUienhll.user Anzahl 787 734 1 078 887 621 909 883 853 

•umbnuter Raum 1 000 cbm 9 4 911 945 1 034 1 02$ 898 1 290 957 1 185 
•veranschlagte reine B ukosten 1 000 DM 9$ 521 1115 158 116 230 122 721 126 807 123 120 175 145 133 324 187 370 
*Wohnfillche 1 000 qm 171 

I 
174 175 192 192 179 241 180 212 

-
•Nlchtwohngcbllude (Errichtung neuer Gebäude) An;oah1 169 181 194 209 206 114 168 148 152 

•umbnutcr Raum I 000 cbm 461 I 794 980 816 1 020 350 833 568 670 
•veranschlagte reine B ukosten 1 000 UM 33 344 75 158 75 685 63 464 137 221 36 494 112 Oll 56 627 56 557 
•Nutzfläche 1 ooo qm 8o I 142 169 151 183 C4 143 107 120 

•Wohnungen insgesamt (nll Baumaßnahmen) Anzahl 2 es5 I 2 357 2 251 2 339 2 462 2 442 3 460 2 303 2 932 

Bautertiastellungen 
Wobnungen ll) Anzahl 2 447 1 837 632 701 646 749 866 810 971 
WohnrAume Anuhl 10 214 7 782 2 463 2 852 2 758 3 116 3 749 3 760 4 087 

Handel und Gasegewerbe I 
Ausfuhr 

234.0 1 •Ausfuhr Insgesamt Mlll. DM 118,3 180,5 184,3 152,9 172,9 275,7 179,8 ... 
c!avoo GQter der • 

•ErnAhrungswlrtscha!t MUl. DM 12,2 23,8 27,7 33,1 19, 1 25,5 37,1 29,5 ... 
*11owcrblichen Wirtschaft MUl. DM 101,1 156,7 206,3 151,1 133,8 147,4 238,5 150,3 ... 

davon •Rohstoffe MUl. DM 2,9 3,9 3,9 3,8 3,3 3,8 4,3 3,6 ... 
• Halbwaren Mill. DM 9,3 12,8 12,3 9,8 15,1 12,4 16,0 9,6 ... 
•Fcrtlparen 1\1111. DM P8,9 140,1 1so, 2 I 137,6 115,4 131,1 218,2 137,0 ... 

davon •Vorerzeugnisse Mlll. DM 5,9 14,3 13,2 1 15,8 13,6 15,1 16,2 16,1 ... 
•Enderzeugnisse Mill. DM 82,9 125,8 111,0 I 121,8 101,8 116,0 202, 1 120,9 .. . 

nach ausgewählten Verbrauchallindern 

•EWG-UlndE'r Mill. DM 25,8 54,2 58,1 60,0 49,1 54,1 71,5 67,0 ... 
darunter Italien MUl. DM 6,6 14,8 16,4 I 15,5 15,6 11,2 17,8 13,1 ... 

Nieder onde MUl. DM 0,0 18,0 "·' l 24,0 15,8 21,0 23,6 22,5 ... 
*EFTA·LIInder l.Ull. DM 43,0 55,3 101,7 51,1 39,7 47,9 63,8 49,6 ... 

darunter Dllncm rk Mill. DM 0,6 11,2 8,8 10,3 7,9 14,2 24,8 lol,6 ... 
G roßbritannlen MiU. DM 5,2 12,7 65,2 9,4 8,1 0,0 7,6 7,6 ... 
Norwegen Mlll. DM 2,7 8,5 3,6 6,0 4,3 3,2 4,4 2,9 ... 
Schwed n Mill. DM 0,8 8,8 10,0 10,1 8,4 6,3 9,8 10,1 ... 

Handel11it Berlm (West) 
36 576 I *Bczilge Schloswiii·Holstclns 1 000 DM 19 951 32 072 39 605 I 33 072 31 283 30 8761 31 175 ... 

•Ltcferungen Schleswig-Holstelns 1 000 DM 36 510 36 673 36 157 37 886 32 723 34 660 37 801 31 373 ... 
• Index der EtnzelhandelsumslHze I 

(einscblleßllch Mehrwertsteuer) 1962•100 ... ... ... , .. . . .. ... . .. ... . .. 
Index der Gastgewerbeumsätze I e • 
(einschließlich Mehrwertsteuer) 1962•100 ... . .. ... ... . .. . .. ••. I . .. . .. 

Fremdenverkehr in 136 Bertchtsgeme nden 
I 

•Fremdenmoldungl'n I 000 160 189 102 105 200 69 91 ,p 137 ... 
darunte•· *von AuslandsgAsten I 000 19 20 13 

I 
14 20 7 10 .p 20 ... 

*Fremd( nQbe rnachtungl'n I 000 J 073 I 514 374 380 957 233 336 p 528 ... 
d11runter •von AuslandsgAsten 1 000 38 I 41 24 25 35 14 19 p 33 ... 

Verkehr 
Seeschilfahrt 

G iltercmpfa.ng I 000 t 867 1 329 I 269 I 346 1 2GB 1 097 ... . .. ... 
GQtervcrsand I 000 t 415 547 558 583 $57 <148 ... ... . .. 

BIMenschlflahrl 
*GUtcremptang 1 000 t 217 259 207 268 258 238 261 267 252 
*GQtervcrsnnd I 000 t 354 373 275 428 442 348 379 410 385 

• Zulassuneen fab11kneuer Kraltlahrz uee Anzahl s 806 7 817 9 462 10 677 9 275 7 617 11 254 10 056 ... 
darunter 
Krnltrlider (eln.schlleßllch Motorroller) Anuhl 13 24 23 39 42 29 41 80 ... 

*Personenkraftwagen 12) Anzahl 4 D82 6 925 8 503 9 496 8 279 6 837 10 135 9 051 ... 
*Lnstkrnttwngen Anzahl 393 502 533 684 660 447 628 562 ... 

Sirallenverkehrsunfalle 
*Unflllle mit Personl'n&c aden Anzahl I 044 I 404 I 076 I 156 I 470 I 0~0 I I SI p I 109 p l 583 
*Getötete Personen AnLahl 56 74 .51 54 79 57 53 p 65 p 80 
•ver!ctr.te Personen Anzahl I 403 I 933 I 507 1 596 2 068 1 424 1 543 p I 608 p 2 190 

•l wird von allen :.itatlstlsch n Landes11mlern Im "Zahlcnspleg 1" verOffentlieht 
11) Zlmmer mit 6 und mehr qm 1-'l!lche und alle Küchen 2) einschließlich Kombinationskraftwagen 



noch: Monats- und Vierceljahrcszahlen 
1965 1970 1970 1971 

Monats-
M~rz April Mai Febr. MArz April Mn.! durchsehnt tt 

Geld und Kredit 

Kredite und Einlaeenm 
•Kredite an Nichtbanken 

(Sland am Jahres- bzw. Monatsendei Mlll. DM 8 273 16 502 15 234 15 305 15 435 16 684 18 899 17 058 17 253 

*kurz!r!sUge Kredite 
(ab Dezember 1968: bis zu 1 Jahr) Mlll. DM 2 076 3 469 3 215 3 209 3 243 3 522 3 648 3 688 3 8S6 

danmter 
•an Unternehmen und Privatpersonen Mlll. DM 2 047 3 426 3 184 3 184 3 216 3 485 3 618 3 663 3 832 

•mitteUrlstlge Krcdite14l 
(ab Dezember 1968: I bis 4 Jahre) Mill, DM 661 l 343 I 099 I 117 I 130 I 327 I 344 1 371 I 3S8 

darunter 
•nn Unternehmen und Privatpersonen Mill. DM 607 I 277 1 054 l 074 1 084 I 260 1 272 1 298 1 285 

•1angfrlsttce Kredite 
141 

M!ll. DM 5 538 11 890 10 920 10 97!1 11 062 11 835 11 907 11 999 12 039 
d:lrunter 

•an Unternehmen und Privatpersonen Mill. DM 4 689 10 152 9 515 9 556 9 630 10 271 10 331 10 389 10 427 

*darunter durchlaufende Kredite MIU. DM . 
•Einlagen und auf&enommene Kredite von Nichtbnnken 

(Stand am Jnhres- bzw. Monatsendei Mlll. DM 5 053 11 288 10 188 10 201 10 365 11511 11 460 11 647 11 806 

•Sicht- und Termln&eldcr MIU. DM I 875 5 478 4 789 4 802 4 967 5 602 s 518 5 681 5 831 
darunter 

•von Unternehmen und Privatpersonen Mill. DM 1 573 3 870 3 306 3 336 3 426 3 9S8 3 927 3 993 4 110 

•Spareinlagen M!ll. DM 3 178 5 810 s 399 5 398 5 399 5 909 5 942 5 966 5 975 
darunter 

•bei Sparkassen M!U. DM 2 123 3 686 3 454 3 449 3 449 3 735 3 749 s 758 3 760 

~utachrirten auf Sparkonten (ohne Zinsen) Mill. DM 153 29i 261 268 212 303 300 ... ... 
*La&lschrltten nuf Sparkonten Mlll. DM 125 274 259 269 212 240 287" ... ... 
* Zinsgutschriften Mlll. DM 9 24 0,1 0,1 0,2 0,1 0,1 ... ... 

Zahlungsschwieri&keilen 
•Konkurse Anzahl 8 12 12 11 11 17 14 12 15 
•Vcrg1eichaverfnhrcn Anznbl 1 1 1 - - 1 2 - 2 

•Wechselproteste (ohne die bei der Post) Anzahl 778 449 869 448 S95 297 367 ... . .. 
•Wcchselsumme Mill. DM 0,935 1,136 0,626 1,073 1,622 0,684 1,020 ... ... 

Steuern 

• Gemeinschaftliche Steuern 1 000 DM 150 208 224 810 267 487 155 572 155 539 198 872 292 377 210 641 163 747 

•Steuern vom Einkommen 1 000 DM 97 072 152 308 210 318 87 344 92 426 109 234 235 435 105 284 91 390 
•Lohnsteuer 1 000 DM 43 631 97 946 65 868 75 054 84 282 101 298 86 115 93 309 92 119 
•veranlagte Einkommensteuer I 000 DM 41 819 40 050 113 960 11 568 6 647 8 240 118 536 10 265 - 294 
•nicht veranlagte Struern vom Ertrag 1 000 DM 1 Oll I 613 574 283 992 1 566 1 617 180 1 472 
• Körperschaftsteuer 1 000 DM 10 612 12 699 29 908 439 605 130 29 168 1 530 - 1 9o7 

•Steuern vom Umsatz 1 000 DM 53 136 72 265 57 169 -t1 629 63 113 87 638 50 943 70 184 72 357 
•Umsatzsteuer 1 000 DM 48 411 52 564 33 326 34 925 43 959 69 143 38 793 48 154 53 318 
* Eintuhrumsatzsteuer 1 000 DM 4 725 19 701 23 843 6 704 19 154 18 495 18 150 22 010 19 038 

• Bundessteuern 1 000 DM 67 734 84 313 81 002 95 674 98 778 68 324 120 49S 100 424 96 469 
*Zölle 1 000 DM 7 074 8 419 7 396 8 159 8 954 7 501 14 538 9 079 7 790 
•V erbrauchsteuern 1 000 DM 55 SOS 70 830 65 825 83 673 83 642 55 519 97 967 86 657 84 298 

• Mineralölsteuer 1 000 DM 8 189 2 638 3 137 1 844 2 607 2 476 2 152 2 146 2 766 

Landessteuern 1 000 DM 17 228 24 387 20 584 23 503 29 639 32 242 25 537 23 409 32 235 
•Vermögensteuer I 000 DM 2 921 5 607 1 716 I -183 12 426 13 036 2 694 I 410 13 187 
•Kraftfahrzeugsteuer 1 000 DM 8 835 13 205 13 601 1~ 532 11 509 13 116 16 509 15 G20 13 770 
•BI ersteuer 1 000 DM 721 988 491 1 008 911 460 953 884 780 

Gemeindesteuern 1 000 DM 105 110 125 325. 113 47~: 12921!( 
~ewcrbostouer nuh Ertrag Ulld Kapital 1 000 DM 68 00~~ 74 721+ 65 07?E . 78 62~( 
~ rundsteuer A 1 000 DM 7 240 7 232~ 7711 5 838 
~ rundateuer D 1 000 DM 16 037121 027+ 20 2S;E 21 2oa' • "I 

Einnahmen des Bundes 1 000 DM 164 810 202 059 213 691 175 722 I 180 605 176 760 263 747 212 5271186 386 • 
*) wird von allen StstlsUschen Landes!l.mtern im "?..ahlenspiegel" verOffentlieht +) • Vierteljahrcsdurchschnltt 
13) ohne l.andeszl'ntralbnnk, Postsparkassen, Postachecklrntcr sowie lfindhchc Krcditgenosscnschanen, deren Bilanzsumme am 31. 12. 1967 

unter 5 Mlll. DM lag; einschUeßllch aller im Berclch der l.andeszcntralbnnk gelegenen Niederlassungen auswärtiger Kreditlnstltuto. 
Infolge Umgestaltung mit Angaben bis 1968 nicht voll vergleichbar 

14) einschließlich durchlaufender Kredite e) 1.1. - 31. 3. 



Schluß: 

1070 1970 1971 

Ml.rz April Mal Febr. Mlrz April Mal 

noch: Scc:ucrn 

Einnahmen des Landes 1 000 DM 16 4 0 140 434 146 628 106 184 107 576 204 970 186 518 134 536 160 553 
•Anteil an den Steuern vom lnkommen 1 000 DM 59 2 4 69 857 92 571 37 608 39 848 76 794 l 08 690 45 392 60 197 
•Anten an den Steuem vom msatz 1 000 DM 41 334 33 473 31 774 38 089 68 228 4G 992 48 138 59 122 
•Anteil an der Gcwerbesteu rumtage I 000 DM 4 855 13 299 17 597 

• E ionahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände 1 000 DM 105 I o• 147 429: 113 478° - 156 655° 
*Gemclndcclnkommcnst uer 1 000 DM - 169 525 63 l74e 

Pn tSl" 

Pretstndexztflern im Bundesgebiet 
Elnknufsprelse !Or Auslan sgllter 1962•100 10V,S 107,2 109.0 108,7 107,8 108,2 109,7 110,4 108,9 
Verkaufspreise tur AusfuhrgUter 1962 100 104,8 116,6 115,6 118,0 116,1 120,9 121,5 122,0 121,7 
G rundstofCpr !so 15) 1962•100 1 o• ,u 104,3 105,4 105,1 104,3 104,1 105,1 105,8 

Eruugerprelso 
151 1962•100 104,0( 107,5 106,6 106,8 106,8 111,5 112.0 112.4 106,8 industrieller Produkt 

15 landwlrtsch ftllcher Produkte ) 1961/63•100 114,1 106,2 107,6 105,3 103,7 p 96,0 p 97,5 98,4 

Prclalndcx für Wohngcblu o 

e Bauleistungen am Geb ude 1962•100 114,6 147,4 147,4 155,8 163,6 

Einkaufspreise lo.ndwlrta a!tllchcr 
10 ,7r ßetrlebsmltte1 (AusgabenJndcx) 15) 1962/63•100 105,811 107,7 108,0 108,8 111,8 112,6 112,7 

Eln~:clband laprelse 1962•100 10t 6 112,5 1tt.9 I 112.1 112,3 116.2 117,0 117,5 I 117,8 

Preisindex für die Lebenahalnmg
16l 1962•100 10 ,0 123,7 123,0 123,3 123.5 127,7 128,7 129,3 129,9 

einrunter I 
Nnllrungs- und Ocnußmlttel 1CY.I,O 117,4 117,4 117,8 118,0 120,2 121,1 122,0 122,7 
Kleidung, Schuhe 107,1 118,0 116,8 117 ,I 117,3 122,5 123,4 123,9 124,4 
\\ ohnungsmlcten 11 ,5 168,5 166,6 167,2 167,5 174.4 175,7 176,9 177,4 
Elcktrizltllt, Gns, B nostoffe 10 ,1 124,4 123,3 122,1 121,7 130,3 130,6 129,4 128,8 
Obrlgc Waren und Dl "UUtielstungen 
!Ur die llaush.:>lts!Oh ung H6,2 114,1 112,7 113,0 113,2 118,1 118,8 119.2 119.8 

Löhne und Gchähcr171 

Atbeiler in Industrie und Hoch· und Tiefbau 
Bruttowoch nverdlenate 

*mllnnllche Arbeiter DM 211 297 283 
darunter Fnchar elter DM 24 318 300 

•wctbllche Arbeiter DM 125 178 172 

Bruttostundenverdienste 
•mllnn.llehe Arbeiter DM 4,58 6,55 6,26 

da runter F chat cttcr DM 4,88 6,98 6,64 
•w !bliche Arbeiter DM ,00 4,32 4,20 

Bezahlte Woch narbeltsz. lt 
•mlir.nllche Arbeiter :std. .o 45,3 45,1 • •weibliche Arbeiter Std. 4 ,5 41,2 41,0 

Geleistet<• Wochenarbeits elt 
•mßnnllch Arbeiter Std. 2.3 41,3 42,6 
•weibliche Arbeiter Std. 7.~ 36,6 38,5 

Angestellte, Bruttomonatsverdienste 
in Industrie und Hoch- und T efbau 

Knufmllnnlache Angestell e 
*mllnnllch DM 1 020 I 453 I 417 
•weiblich DM Gfi6 1)46 917 

Technische Arogeat llto 
•mllnnllch DM 1 148 1 671) 1 524 
•weiblich DM G87 966 930 

ln Handel, Kredit und Vcrel henmgen 
Knutmllnnlschc Angestellte 

•mllnnllch DM 897 1 270 I 253 
*weiblich DM 57 795 780 

Techn1ache Angestellt 
mlinnllch DM 1 019 1 437 I 409 
weiblich DM (911) 

ln Industrie und Handel zusammen 
Kaufmllnnlache Angestellte 

*mllnnllch DM 934 I 329 1 305 I 

• weiblieb DM 668 839 620 
T<>chnlsche Angestellte 

•mlnnllch DM 138 I 572 1 516 
•weiblich DM 687 965 929 

•) wl rd von allen Statistisch n Umdcsll.mtcrn Im "Zahlensplcg I" V< r fCC!ntllcht +) • Vh:rldJahrcadur·chschnltl 
15} ab 1968 ohne Umsntz(M rwcrt)steuer 16) 4-Personer ~Arb ltn hmer-Haushalte mit nuttlcrcm Einkommen des allelnver•dlenl'n kn 
llnushaltsvorstandes: Leben haltw1gsausgabcn von rund 750 D mOlLlWch tta<'h den Verbrnuchsverh!iltll\S&<'n voo 1962 
17) Ef!ektlvverd!enstc c) 1.1. • 31.3. () Wl tsd tsjahr 1965/66 (Juli -Juni) g) Wirtschnrtsphr 1069/70 (Juli -Juni) 



Jahreszahlen A 
erscheint im monatllchen Wechsel mit B 

Bevölkernnil Im Erwerbsleben tAUge Personen2) 

llelrota- Geburten- Storbe- Oberschuß Wande-
Land-

produzle- Handel Einwohner 
ins- und Dienst-Jahr (Jahres- :derer ~Irrer zlfrer der rungs-

gesamt Forst-
rendes und 

Ieistungen mittel) Geborenen gewinn 
"' i rts<:haft 

Gewerbe Verkehr 

in I 000 Ereignisse Je I 000 Einwohner 
in 1 000 in 1 000 

1966 2 457 8,4 18,7 12,1 16 18 1 003 116 389 218 280 
1967 2 487 8,1 18,2 11,9 16 11 071 119 358 213 280 
1068 2 515 7,9 17,4 12,8 12 17 979 118 375 208 278 
1969 2 545 '1,5 15,9 12,8 8 21 992 117 373 214 288 
1970 2 567 7,2 13,7 12,8 2 24 1 003 115 386 215 286 

ÖCCentllche allgemeinbildende Schulen Volkseinkommen 

Schüler am 15. 10. SchulJibglinger in S Bruttoinlandsprodukt 

Real- in jeweiligen Preisen Netto-

Jahr 
Volks- schulen mit ln Inlands-

und und Gym- wcnlger mit 
mit jlihrllche 

Preisen produkt 
Sonder- Aufbau- nnslen als Volks-

mittlerem 
mit 

Zuwachs- OMje 
von 1962 

schulen ~ugs- Volks- schul-
Abschluß 

Abitur 
Mlll. DM rate Ein-

Jn 
klPsacn schul· abschluß 

wohn er 
in Mill. DM 

abschluß 
in'fo 

Mill. DM 
in 1 000 

1966 231° 4ta 37° 26 45 23 7 . 
1967 221 44 43 22 46 23 9 . 
1968 228 40 46 22 45 24 9 p 18 997 p 7 554 p 16 290 I 
1969 236 49 49 21 45 24 10 p 20 921b p JO,Ib p 8 221b p 17 253b . 
1970 p 2.f9 p 51 p 50 p 22 p 45 p 24 p 10 23 228 11,0 9 049 q 800 . 

Landwirtschart 

VIehbestand am 3. 12. Schlachtviehllufkommen Kuhmilcherz.cugung Ernten in 1 000 t 
aus eigener Er~eugung 

Jahr Rinder 4) 

Ins- darunter 
Schweine 110hncr31 

kg 
Zucker-

Mllchldlho 
Rinder Schweine 1 000 t je Kuh Getreide Kartoffeln 

rOben gesamt 
und Jahr 

in 1 000 in 1 000 

1966 1 393 511 1 689 5 281 41'1 2 395 2 112 4 183 1 264 459 521 
196'1 1 395 513 I 752 5 035 418 2 506 2 139 4 188 1 407 515 533 
1968 1 410 519 1 668 4 825 417 2 641 2 183 4 256 1 608 396 535 
1069 1 430 518 1 680 4 966 418 2 679 2 210 4 262 1511 260 487 
1970 I 407 496 1 774 4 920 4'111 2 744 2 139 4 232 I 350 414 565 

lndust.rie5 l 
Bau-

BeschUUgto Umsntz.6 ) 
haupt-

(J ahresmlttel) Energieverbrauch gewarbe 
Produk-Arbeiter- Uihne Cchlllter 
tlons-Jahr stunden 

Kohle llelzlll 
Index ßeschllf-ins-

Arbeiter Ins· Auslands-
8) Ugte 9) gesamt in gesamt umsatz 

l 000 
ins-

achwer nm 30,6. Millionen 
Bruttosumme t SKE acsamt 1962•100 

ln I 000 in Mill, DM Mlll. DM 
7) 

I 000 t ln I 000 

1966 178 139 273 1 266 504 I 9 485 1 331 576 937 '187 123 68 
11167 171 1S2 253 1 230 524 9 850 1 289 507 952 '191 127 62 
1968 175 134 264 1 344 583 10 418 1 549 482 968 780 140 63 
1969 184 141 278 1 550 674 11 '197 1 883 490 1 058 842 157 GS 
1970 191 145 289 1 887 '199 12 840 I 725 400 1 130 906 162 64 

I) 1970: vorlllufigea Ergebnis; berechnet nach d<:m Bevölkerungsstand vom 211. 5. 1970 
2) Ergebnisse der 1')1.-Mlkrozenauserhebungen 3) ohne Trut-, Perl- und ZwergbOhner 
4) gewerbliche und Hausschlachtungen, clnschlleßlich des Obergebietlichen Versandes, ohne 11bcrgcbleUlchen Empfang 
5) Bctrlcbc mlt im allgemeinen 10 und mehr Dosci1AtUgten (monntllchc Indu lrlebcrlchtoratattung); ohne Bauindustrie und ohne Oft ntllche 

Clna-, Wasser- und Elektrizltltswerke 
6) ohne Umsatz. in Handclswnre, ohne Erlöse aus NebengeschAttcn und seit 1968 ohne Umsatzsteuer 
7) einet Steinkohlecinbelt (SKE) • 1 t Steinkohle oder -brlketts • 1,03 t St inkohlcnkoks • 1,45 t Braunkohlenbriketts 
8) arbeitstilglich 9) einschließlich unbez.nhltcr mithelfend r Famlllcnnngehöriger a) nm 2, 5, b) erste vorlllufige Ergebnisse 



Kreiszahlen 

Bev lkenmg am 26. April19701) lndustrie21 

KREISFREfE STADT 
Verlinderung Beschlltlgte Umsatz3) 

am 30. April 1971 Im Kre.ls gegenOber n triebe 
April in gesamt Vormonat am 
1971 30.4.1971 

Anzahl JC 1 000 
ln in 'Je Einwohner 

M1ll. DM 

FLENSDURO 96 754 - 0,0 73 8 500 88 68 
KIEL 276 038 . 0,0 144 32 313 117 116 
LÜBECK 242 636 - 0,0 145 32 464 133 174 
NEUMÜNSTER 84 656 + 0,1 67 10 961 129 38 

Dithmarschen 135 448 . 0,1 58 5 834 43 88 
Flensburg · Land 74 871 + 0,1 32 937 12 9 
Hzgt. Lauenburg 144 588 + 0,0 95 9 227 83 50 
Nordfriesland 164 657 + 0,4 47 2 686 16 36 

Ostholstein 187 798 + 0,4 73 5 586 29 36 
nn('bera 248 355 + 0,3 222 24 789 99 150 

PIOn 108 774 - 0,0 52 2 846 26 16 
Rendsburg-Eckernförde 228 488 + 0,1 124 11 970 62 58 

Schleawig I 01 469 + 0,1 36 3 395 33 40 
Segeberg 189 837 + 0,4 170 13 516 78 91 
Steinburg 135 931 - 0,1 91 11 005 80 82 
Stormarn 163 727 + 0,1 115 14 808 89 145 

Schleswig-Holsteln 564 027 + 0,1 1 54-t 190 837 74 l 197 

Straßcnverkehrsunfä.U Kraftfahrzeugbestand am I. Januar 1971 

KREISFREIE STADT 
mlt Personenschaden Im Mai 1971 

{vorll!.u!ige Zahlen) Pkw5) 

Kreta 
lnsgesamt 

UnfAlle Getötete 41 
Verletzte Anzahl je 1 000 

Elnwohncl' 

FLENSBURO 49 - 62 23 409 21 146 ... 
IEL 159 5 197 68 020 61 394 ... 

LOBECK 154 8 193 56 945 50 603 ... 
NEUMÜNSTER 51 - 68 21 833 19 327 ... 
Dithmarschen 74 6 08 40 739 30 926 ... 
1-'lensbul'g-Land 38 1 51 25 618 19 351 ... 
llzgt. l..auenburg 97 7 140 41 044 33 688 ... 
Nordfriesland 88 5 119 49 923 38 651 .. . 
Ostholstein 130 8 211 50 983 41 055 ... 
Pinneberg 139 4 177 67 675 58 397 ... 
PIOn 81 1 112 34 447 27 324 ... 
Rendsburg-Eckem!Orde 140 10 210 66 249 52 177 ... 
Schleswig 57 5 93 30 870 23 625 ... 
Segeberg 113 3 167 56 779 46 243 ... 
Steinburg 78 9 109 38 496 30 362 ... 
Stol'marn 135 8 183 47 834 40 745 ... 
Sehleswig-Holateln 1 583 80 I 2 190 720 864 594 814 ... 
1) Neuere Krr.iazahlen kllnn<'r z. Z. nicht veröffentlicht werden, da die Ergebnisse der Volkszählung 1970 noch nicht vol'licgen 
2) Betriebe mit Im allgcmeln"n 10 und mehr BeschArtlgten; oltn Unu ndustrie und ohne !lf!entliche Gas- , Wasser- und Elektrizltätswerkl' 
3) ohne Umsatz 1n Handelsware, ohne Erl!lse aus Nebengeschllfh n und ohne Umsatzatl!uer 
4) elnachlleßUch del' innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen vora:torbcnen Personen 
5) einsehll('ßllch Kombination kl'Bttwagen 

Anmerkung: Eine aus!Ohrllche Tabelle mit 102 Kreiszahlen, die von allen Statistischen l..andesllmtern gebracht W€'rdcn, erschl'1nt in Iien 5 u. 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung Bcschllf- Kuhmilcherzeugung 

•Vlehbestlnde 
am 26. l\tai 1970 tlgte im April 1971 

orrene auslän-
Veränderung Stellen disehe darunter 

Schweine 
Rindvieh am 3.12.1970 

Land 
gegenüber am Arbeit- an 

insgesamt 
30.4. nehmer Meiereien kg Milchkühe 

am 
in 1 000 vz 30. 6. 1971 am 1 000 t und je Kuh 

3.3.1971 
insgesamt (einschl. 

1961 1969 in 1 000 31. 3. Händler und Tag ZugkUhe) 
1971 geUefert 

in~ in 1 000 in" in 1 000 

Schleswig-llolstein 2 567 + 11 + 0,2 26 28 225 92,3 15,2 1 704 1 407 496 

Hornburg I 812 - 1 - 0,1 27 59 2 93,2 15,2 19 18 5 
Niedersachsen 7 125 + 7 + 0,2 71 123 463 90,8 15,3 5 872 2 778 1 025 
Bremen 757 + 7 + 0,3 ll 15 2 80,8 15,4 11 18 5 
Nordrhein-We stCalen 17 207 + 8 + 0,2 203 584 302 93,1 13,8 4 286 1 901 735 
Hessen 5 461 + 13 + 0,4 67 238 133 79,0 12,8 1 465 924 354 

Rhelnland-PCalz s 684 ... 8 + 0,2 31 66 88 80,0 11,0 825 726 268 
Baden-WUrttemberg 8 996 + 16 + 0,4 119 514 207 75,7 9,3 2 156 1 855 747 
Bayern 10 644 + 12 + 0,4 119 325 565 80,0 9,8 4 489 4 323 I 929 
Saarland 1 127 + 5 - 7 24 10 80,7 11,5 75 74 29 
Berlin (West) 2 130 - 3 - 0,0 24 69 0 27,1 14,6 2 1 

Bundesgebiet 61 508 + 9 + 0,3 705 2 043 1 998 85,4 12,0 20 901 14 026 5 593 

Industriell Bauhauptgewerbe 
Wohnungswesen 
im Februar 1971 

BcschälUgte Umsatz21 Produk- Beschli.!Ugte 2\Jm Bau genehmigte Certiggestellte 

Land am 31. Januar 1971 im Januar 1971 tions- am 31. Januar 1971 Wohnungen Wohnungen 
Index 3) 

je 1 000 Aus- 1962•100 je I 000 je 10 000 je 10 000 
lands- im 

in I 000 Ein- Mill. DM 
umntz Januar 

in 1 000 Ein- Anzahl Ein- Anzahl Em-
wohner 

in" 1971 
wohner wohn er wohn er 

Schleswig-Holstein 191 74 984 13 165 61 24 2 442 9,5 . 749 2,9 

Hornburg 208 115 I 588 13 118 45 25 1 754 9,7 556 3,1 
r.1cdersachsen 797 112 3 858 21 138 172 24 4 513 6,3 2 109 3,0 
Bremen 102 135 769 26 22 29 405 5,4 210 2,8 
Nordrhein-Westfalen 2 702 157 14 370 20 142 383 22 11 355 6,6 4 472 2,6 
Hessen 755 138 3 284 22 153 134 25 4 057 7,4 I 046 1,9 

Rhelnland-Pfalz 406 110 2 127 21 197 86 23 2 320 6,3 815 2,2 
Baden-WOritemberg 1 600 178 6 838 20 161 208 23 7 558 8,4 2 716 3,0 
Bayern 1 394 131 6 054 18 158 272 26 9 719 9,1 2 851 2, 7 
Saarland 171 151 647 30 142 21 19 273 2,4 179 1,B 
Dertin (West) 259 122 1 143 9 135 47 22 612 2.9 965 4,5 

Bundesgebiet 8 585 140 41 660 19 153 1 451 24 45 008 7,3 16 668 2,7 

•Krz-Bestand41 StraßenverkehrsunCillle 61 mit Bestand • Steueraufkommen 
am l. Januar 1971 Personenschaden im Mlrz 1971 an 1m 4. VIerleijahr 1970 

Spar-

Pkw5) einlagen 7 ) 

Land ins- Verun- am Landes- Bundes-
Gemeinde-

gesamt 
glückte 28. 2. 8) 8) 

Anzahl je I 000 
UnCälle Getötete Verletzte je 1971 

Ein- 100 in DM 

wohn er Unfälle je 
steuern in DM Je Einwohner in I 000 Einwohner 

Schleswig-Ilolstein 721 595 ... I 151 53 1 543 139 2 302 208 268 73 
Harnburg 490 443 ... 936 25 I 230 134 4 362 303 I 882 131 
Niedersachsen 2 024 1 653 ... 2 818 194 3 964 148 2 849 208 235 76 
Bremen 192 171 ... 296 3 339 116 3 257 240 972 101 
Nordrhein-Westfalen 4 429 3 883 ... 7 576 292 10 058 137 3 286 254 372 102 
Hessen 1 621 1 371 ... 2 427 94 3 453 146 3 586 238 374 110 

Rbelnland-PCalz I 062 852 ... 1 447 77 2 013 144 2911 205 282 '70 
Dadcn-WOrttemberg 2 660 2 199 ... 3 209 187 4 643 151 3 445 252 385 108 
Bayern 3 225 2 510 ... 3 772 235 5 357 148 3 419 227 299 87 
Saarland 278 241 ... 430 33 600 147 2 697 204 254 62 
BerUn (West) 475 429 ... I 035 29 1 312 130 2 623 194 624 76 

Bundesgebiet 17 2438 14 376a ... 25 099 I 222 34 512 142 3 243 236 396 94 

•) An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben Ober Viehbeständc, Getreide- und Kartoffelernte, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
1) Betriebe mit im allgemeinen 10 tutd mehr ßcsch:Utigten; ohne Bauindustrie und ohne öffentllcho Gas-, Wasser- und Elektrizltlitswerke 
2) ohne Um&atz in Handelsware, ohne ErlOse aus Ncbengeschll!ten und ohne Umsatz&teuer 
3) von Ka1endcrunregelmllßlgkelten bereinigt 4) ohne Bundespost und Bundesbahn 
5) einschlleßlich Kombinationskrartwagen 6) Schleswlg-Holstein endgUltige, Obrlge Lindcr vor11iu!igo Znhlen 
7) ohne Postspareinlagen 8) Gemeinschaftsteuern jeweils anteilig enthalten 
a) einschließlich Bundespost und ßund11sbahn: 66 2G1 Kfz und 28 529 Pkw 



Inhalt der bisher erschienenen Hefte 

des laufenden Jahrgangs 

Heft/Seite 

Gebiet und Bevölkerung 
Ausländer 1970 . . . 

Geburtenruckgang 

Urlaub ln Schleswlg-Hol teln 

Gesundheitswesen 
Unfl!lie mit Todesfolge 

Unterricht, Bildung und Kultur 
Soziale Herkunft der Schuler 

a 11en 
Landtagswahl 1971 • 

Erwerbstätigkelt 
Erwerbstl!tlge 1970 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
BetriebsgrOßen Landwirtschaft . 

Getreide· und Olfruchtcmto 1970 

Handelsdunger • • • 

Industrie und Handwerk 
Industrie 1970 . . • 

Investitionen H:mdwerk 1967 

Ba wirtschaft, Gebäude und Wohnungen 
~ohngeld 1969 und 1970 . • • • • • . • • • 

Wehnurgen nach Gemeindegrößenklassen 

Verkehr 
Blnnenschlffahrt 1968 

Nord-Ostsee-Kanal 

S.cherheit der Bundesstraßen • 

"ffentliche Finanzen 
Gemeindefinanzreform 1970 

Gewerbesteuer 1966 (fe I 1) 

Lohnsteuer 1968 

Vennögensmllllonl!re 1969 

Versorgungsempfänger 

reise 
Baulandumsatz 1962-1969 

1/15 

4/71 

3/51 

3/53 

5/108 

5/98 

1/10 

2/28 

2/28 
3/56 

2/43 
3/60 

2/39 
2/33 

4/86 

4/82 

5/96 

3/64 

1/2 
4/73 
4/91 
2/46 

1/17 
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